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Die EU braucht 
Reformen und 
keine neuen 
Geldtöpfe

es ist die Zeit der Rettungspakete. Nach nationalen Stüt-
zungsprogrammen und ersten EU-Hilfskrediten soll es nun 
ein zweites europäisches Paket in der Höhe von 750 Milli-
arden Euro geben, die überwiegend als Zuschüsse verteilt 
werden sollen.

Klar ist: Diese Krise verlangt eine europäische Antwort. 
Deswegen habe ich auch begrüßt, dass Emmanuel Macron 
und Angela Merkel diese Debatte gemeinsam angestoßen 
haben. Aus drei Gründen sehe ich aber den darauf auf-
bauenden Vorschlag der EU-Kommission für einen „Wie-
deraufbaufonds“ kritisch.

Erstens ist die Kommission nur bei der finanziellen 
 Größenordnung des Pakets konkret, nicht aber bei der Ver-
wendung der Mittel. Dass die Investitionen zum „ökologi-
schen und digitalen Wandel beitragen“ sollen, reicht nicht 
als Begründung aus, den europäischen Haushalt fast zu 
verdoppeln. Das entscheidende Kriterium muss sein, dass 
die Projekte einen europäischen Mehrwert haben. Dafür 
muss die EU mit ihren Mitteln mehr erreichen, als es die 
einzelnen Mitgliedsstaaten alleine könnten.

Zweitens steht der Vorschlag auch rechtlich auf wackli-
gen Füßen. Um das Verschuldungsverbot zu umgehen, be-
zieht er sich auf den Notfallartikel 122 des EU-Vertrags, 
der in einer wirtschaftspolitischen Ausnahmesituation 
Beistand ermöglicht. Aber hier geht es gar nicht um akute 
und konkrete Rettungshilfen, sondern um neue Subventi-
onen mit langen Zeiträumen, vagen Überschriften und 
riesigen Zahlen.

Drittens macht sich die Kommission bei der Finanzie-
rung einen schlanken Fuß. Sie will Schulden aufnehmen, 
diese aber erst ab dem Jahr 2028 und über einen Zeitraum 
von 30 Jahren zurückzahlen. Die Last tragen also andere 
Politiker- und Steuerzahlergenerationen.

Kurzum: Der Vorschlag der EU-Kommission würde 
weder die Stabilität der EU erhöhen noch uns für zukünf-
tige Krisen wappnen. Er würde Mittel für alle möglichen 
Projekte bereitstellen, statt sie gezielt mit einem europäi-
schen Mehrwert einzusetzen.

Was wir stattdessen brauchen, ist eine offene Debatte 
in der EU, die sich auf den europäischen Mehrwert konzen-
triert. Um den Mehrwert zu finden, sollte die EU den Blick 
stärker von innen nach außen richten. Denn dort kann die 
EU ihre Stärken voll ausspielen: bei der Erschließung neuer 
Märkte, im Umgang mit einem hohen Migrationsdruck, mit 
globalen Pandemien, Klimawandel oder mit Supermächten 
wie USA und China.

Konkret: Wir brauchen ein Reformprogramm, das ers-
tens einen wirksameren, europaweiten Pandemie- und 
 Katastrophenschutz finanziert, das zweitens zusätzliche 
Investitionen auf grenzüberschreitende Projekte wie den 
Ausbau der Energienetze oder der digitalen Infrastruktur 
konzentriert, das drittens einen Riesenschub beim gemein-
samen Grenzschutz und beim Aufbau einer gemeinsamen 
Europäischen Armee macht, das viertens in der Währungs-
union ein Restrukturierungsverfahren für Staaten einführt 
und im Gegenzug hochverschuldeten Ländern wie Italien 
bei der Entschuldung unterstützt, und das fünftens zur 
 Finanzierung zusätzlicher Corona-Ausgaben im EU-Haus-
halt neue Prioritäten setzt und den EU-Emissionshandel 
mit der Ausdehnung auf die Sektoren Verkehr und Wärme 
zum zentralen Klimaschutzinstrument macht.

Die EU steht vor konkreten, gemeinsam zu bewältigen-
den Aufgaben. Die Corona-Pandemie ist nur eine davon. 
Die Pandemie kann aber der Anlass sein, die EU auf genau 
diese Aufgaben auszurichten.

Herzliche Grüße

Carsten Linnemann
MIT-Bundesvorsitzender
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Das Bild der Deutschen auf die USA hat sich während der Corona-
Krise gewandelt. In einer Umfrage der Meinungsforscher von Kantar 
Public gaben im April 73 Prozent an, eine schlechtere Meinung von 
den Vereinigten Staaten zu haben als vor der Krise. China dagegen 
sehen nur etwa halb so viele der Befragten (36 Prozent) kritischer als 
zuvor – trotz mangelnder Transparenz der autoritären Regierung. 25 
Prozent der Befragten gaben sogar an, angesichts der Pandemie ein 
positiveres Bild von China gewonnen zu haben. Insgesamt halten die 
Deutschen die Beziehungen zu China inzwischen für fast so wichtig 
wie zu den USA. 37 Prozent ziehen die USA vor, 36 Prozent China. Im 
September 2019 präferierten noch 50 zu 24 Prozent die USA. 

Nach einer Umfrage der Strategieberatung McKinsey 
waren Ende April 73 Prozent der Mittelständler von 
Ausfällen in ihren Lieferketten betroffen. Dement-
sprechend erwarten 63 Prozent der Unternehmen 
für das zweite Quartal einen Umsatzrückgang. 11 Pro-
zent der Mittelständler erwarten in diesem Quartal 
ein Umsatzwachstum. Trotz der negativen Auswir-
kungen blicken 77 Prozent der befragten Unterneh-

men optimistisch in die Zukunft. Die mehr als 500 
mittelständischen Entscheider wurden auch nach 
ihrer Reaktion gefragt: Rund 43 Prozent wollen ihre 
Lieferketten regionalisieren. 81 Prozent rechnen mit 
flexibleren Arbeitsmodellen. 37 Prozent wollen Pro-
zesse automatisieren, 45 Prozent in 5G investieren, 
36 Prozent ins Internet der Dinge und ebenfalls 36 
Prozent in künstliche Intelligenz.

Mittelstand hart getroffen, 
aber optimistisch

Die Stimmung unter den deutschen Unternehmen hat sich nach dem ersten starken Corona-
Einbruch etwas erholt. Dem Geschäftsklimaindex des Münchner Ifo-Instituts für den 
Monat Mai zufolge sind die Erwartungen für die nächsten sechs Monate deutlich 
positiver als zuvor. Der Index stieg im Mai auf 79,5 Punkte, nach 74,2 Punkten 
im April. Die aktuelle Lage beurteilten die Unternehmen zwar nochmals etwas 
schlechter. Jedoch verbesserten sich ihre Erwartungen für die kommenden Mo-
nate deutlich. Trotzdem erwartet ein Großteil der Unternehmen noch immer 
eine Verschlechterung der Geschäftslage. 

79,5 %

USA verlieren an Ansehen

Geschäftsklima erholt sich

74,2 %
April

Mai

6    mittelstandsmagazin 03|20    
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Die Corona-Pandemie hat die deutsche Auto-
industrie schwer getroffen. Nach Angaben des 
Kraftfahrtbundesamts wurden im April 61 Prozent 
weniger Autos neu zugelassen als im März. Bei 
der Frage nach Kaufprämien für Autos haben die 
Deutschen aber eine klare Meinung: 63 Prozent 
lehnen diese grundsätzlich ab, so eine Umfrage 
des ARD-Deutschlandtrends aus dem Mai. Nur 12 
Prozent befürworten Kaufprämien für Neuwagen. 
Aus Sicht von 22 Prozent der Befragten sollten 
Prämien nur für klimafreundliche Autos gelten. 

„Angezählt“

Derzeit geht jeder fünfte Fall von Arbeitslo-
sigkeit auf das Konto der Corona-Pandemie. 
Die steigenden Ausgaben der Sozialkassen 
drohen durch Beitragssteigerungen den 
Arbeitsmarkt zusätzlich zu belasten. Diese 
Gefahr sieht auch eine große Mehrheit der 
Bürger. Laut einer Ende Mai durchgeführten 
Civey-Umfrage halten 62 Prozent steigende 
Lohnnebenkosten für gefährlich (davon 28 
Prozent „sehr gefährlich“, 34 Prozent „eher 
gefährlich“). 21 Prozent halten steigende 
Lohnnebenkosten für ungefährlich.

Trotz niedriger Zinsen konnten die Bundesbürger ihr Geldvermögen in den vergan-
genen Jahren deutlich steigern. Vom dritten Quartal 2015 bis zum dritten Quartal 
2019 wuchs das Geldvermögen der privaten Haushalte im jährlichen Durchschnitt 
um 4,3 Prozent, so Berechnungen des Europäischen Statistikamts. Das dürfte vor 
allem am langen Konjunkturaufschwung und den damit verbundenen hohen Be-
schäftigungszuwächsen liegen. So stieg die Zahl der Erwerbstätigen in Deutschland 
von 2009 bis 2019 um mehr als 4,3 Millionen auf gut 45,2 Millionen. Die vielen 
neuen Jobs haben Einkommen geschaffen und somit auch die Sparmöglichkeiten 
verbessert. Das Institut der deutschen Wirtschaft sieht darin ein deutliches Signal 
an die Politik, ihre Strategie in der Corona-Krise vor allem am Erhalt möglichst vieler 
Arbeitsplätze auszurichten.

Lohnneben
kosten gefährden 
Arbeitsmarkt

Mehr Vermögen trotz niedriger Zinsen

MIT:FAKTEN
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19,4

4,9

7,5

16,0

4,8

6,4

3,7
2,8

4,3

7,9

4,4
3,7

6,5
5,7

1,6

8,0

0,5
1,1

%–– 61

Quelle: CIVEY, 
31.05.2020/

insm.de

2,0 %
weiß nicht

61,8 %
Gefährlich

20,1 %
Ungefährlich

15,6 %
Unentschieden

Für wie gefährlich halten Sie  
steigende Lohnnebenkosten für 
den Arbeitsmarkt?

Um soviel Prozent ist das Geldvermögen der privaten Haushalte  
in diesen Zeiträumen im Jahresdurchschnitt gewachsen

11,4 4,43,9

EU insgesamt1. Quartal 2002 bis 2. Quartal 2008

3. Quartal 2008 bis 2. Quartal 2015

3. Quartal 2015 bis 3. Quartal 2019
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Merkel darf sich 
in Brüssel nicht verzetteln

Die Planungen laufen seit 
zwei Jahren – und jetzt muss 
doch improvisiert werden. 

Deutschland übernimmt am 1. Juli die 
Ratspräsidentschaft in der Europäi-
schen Union und für Europa ist die 
deutsche Präsidentschaft zu diesem 
Zeitpunkt ein Glücksfall. Denn die EU 
ist im Krisenmodus: Der Kampf gegen 
den Corona-Virus hat den Binnen-
markt zerrissen, eine Wirtschaftskrise 
losgetreten und andere Entwicklungen 
machen keine Pause. Boris Johnson 
steuert Großbritannien scheinbar un-
beirrt auf einen ungeordneten  Brexit 
zu, und an Europas Außengrenzen ver-
schärft die Pandemie die Flüchtlings-
ströme.

Jetzt übernimmt ein Mitgliedstaat 
mit den entsprechenden diplomati-
schen Kapazitäten und mit Angela 
Merkel eine krisen- und verhandlungs-
erfahrene Regierungschefin. Schon 
vor Corona wurden in Brüssel viele 
Projekte in Richtung des zweiten Halb-
jahrs geschoben, weil die deutsche 
Präsidentschaft Effizienz versprach.

Die Bundesregierung hat sich lange 
auf diese sechs Monate vorbereitet. 
Und dann kam Corona. Die Covid-
19-Pandemie macht die bisherigen 
Pläne zur Makulatur, denn sie schafft 
neue drängende Probleme. Gleichzei-
tig beschneidet sie die Möglichkeiten 
zu beraten, zu verhandeln, und Kom-
promisse zu finden, weil persönliche 
Treffen in Brüssel zurzeit nicht mehr 
möglich sind. Videokonferenzen tau-
gen für derlei delikate Verhandlungen 
nur begrenzt, zudem fehlen Kapazi-
täten für abhörsichere Videoschalten.

Für die Bundesregierung bedeutet 
das vor allem eines: Sie darf sich nicht 
verzetteln. Berlin muss akzeptieren, 
dass die Lage im Moment die Themen 
vorgibt: Oberste Priorität muss haben, 
dass Europa in der Corona-Krise ge-
eint bleibt und geschlossen wieder 
aus der Krise kommt. Das Krisenma-
nagement, der koordinierte Ausstieg 
aus den Krisenmaßnahmen und Kon-
junkturfolgen stehen früher an, als es 
der Kanzlerin lieb sein dürfte. Schon 
Mitte Juli sollen Staats- und Regie-
rungschefs nach Brüssel kommen, um 
das 750 Milliarden Euro schwere Kon-
junkturprogramm zu verabschieden 
– und den 1,1 Billionen-Haushalt ab 
2021 gleich noch mit. So stellt es sich 
zumindest die EU-Kommission vor. 
Auch der Brexit drängt: Kaum jemand 
rechnet damit, dass Johnson um eine 

Verlängerung der Übergangsfrist bit-
ten wird. Verhandlungen mit London 
und Vorbereitungen auf einen harten 
Brexit müssen parallel stattfinden.

Neben diesen drängenden Themen 
wird Deutschland deshalb wenige 
Möglichkeiten haben, eigene Akzente 
zu setzen. Fraglich ist, ob sich jeder in 
Berlin zu solch einer Selbstbeschrän-
kung durchringen kann. Jedes Minis-
terium hat bereits eigene Pläne für die 
Präsidentschaft entwickelt und jedes 
hält naturgemäß seine Vorhaben für 
die drängendsten.

Entscheidend ist deshalb, von 
vornherein die Liste konsequent auf 
zentrale Vorhaben zurecht zu stut-
zen. Arbeitsintensive, aber weniger 
wichtige Initiativen wie eine Finanz-
transaktionssteuer müssen hintenan-
stehen, sonst fehlen die Ressourcen 
zur Lösung dringlicher Probleme. In 
vielen Bereichen, die Deutschland 
zur Priorität machen wollte, im Klima-
schutz etwa, bei der Digitalisierung, 
der Flüchtlingspolitik oder der Durch-
setzung der Rechtsstaatlichkeit, müs-
sen sich die Häuser vielleicht darauf 
beschränken, Vorhaben anzustoßen, 
die dann von Portugal und Slowenien, 
den beiden kommenden Präsident-
schaften, abgeschlossen werden.

Den geplanten EU-China-Gipfel 
musste Merkel bereits wegen Corona 
absagen. Es dürfte nicht das letzte 
Vorhaben dieser Ratspräsidentschaft 
sein, das der Pandemie zum Opfer 
fällt. ••

Der Beitrag gibt die persönliche Meinung des 
Autors wieder.

Von 
Tobias Kaiser 

Dr. Tobias Kaiser (44) ist seit 
September 2019 EU-Korrespondent 
der Zeitungen Welt und Welt am 
Sonntag in Brüssel. Zuvor arbeitete 
er zehn Jahre lang als Wirtschafts-
redakteur für die Welt.
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Checks and Balances (deutsch Überprüfung und Aus-
gleich) bezeichnet ein System, das auf den Ausgleich 
unterschiedlicher Interessen abzielt. Immer dann, 
wenn (politische) Macht ausgeübt wird, soll gleich-
zeitig eine Gegenmacht vorhanden sein oder grund-
sätzlich gebildet werden können. In demokratischen 
Staaten wird dies durch die Gewaltenteilung aus-
gedrückt, also dem Zusammenspiel von Legislative 
(gesetzgebende Gewalt), Exekutive (ausführende Ge-
walt) und Judikative (rechtsprechende Gewalt). Die-
ses Prinzip wurde erstmals 1787 in der Verfassung der 
Vereinigten Staaten von Amerika festgeschrieben. In 
Deutschland greift auch das Aktienrecht das Prinzip 
auf, nämlich im Verhältnis von Vorstand zu Hauptver-
sammlung und Aufsichtsrat. 

Bei den unter 35-Jährigen steigt wieder das Interesse an 
einem eigenen Auto. In einer Befragung der Beratungs-
gesellschaft Capgemini gaben 45 Prozent der jüngeren 
Kunden ohne Auto an, nun darüber nachdenken, sich in 
den kommenden Monaten einen eigenen Pkw anzuschaf-
fen. Befragt wurden 11.000 Menschen in elf Ländern, wel-
che Auswirkungen die Corona-Pandemie auf die eigene 
Mobilitätsnachfrage hat. In einer ähnlichen Umfrage der 
Boston Consulting Group unter 5000 Menschen lag das 
Auto ebenfalls an erster Stelle. Das DLR-Institut für Ver-
kehrsforschung, das im April 1000 Personen zwischen 18 
und 82 Jahren befragte, kam zu dem Ergebnis, dass rund 
ein Drittel der Menschen aus Haushalten ohne Pkw – das 
sind in Deutschland etwas 
mehr als 20 Prozent – das 
Auto als Ver-
kehrsmittel 
vermisst.

der  
PolitikInsider

LEXIKON Checks and 
Balances 

Junge entdecken 
Auto wieder

Patentanmeldungen für 
EMobilität steigen starkMerkel darf sich 

in Brüssel nicht verzetteln

MIT:FAKTEN

In Deutschland werden 
nach Zahlen des Deutschen 
Patent- und Markenamtes 
(DPMA) immer mehr Patente 
im Bereich Elektromobilität 
eingereicht. Mit einem Plus 
von 23 Prozent legten im  
vergangenen Jahr vor allem 
die Elektroantrieb-Anmel-
dungen zu. Diese Innova-
tionen würden dem DPMA 
zufolge vor allem den Fahr-
komfort erhöhen. Auch für 
Batterien (plus 16 Prozent) 
und Brennstoffzellen (plus  
12 Prozent) wurde deutlich 
öfter als im Jahr zuvor  
Patentschutz beantragt. Q
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Patentanmeldungen mit Wirkung für Deutschland 
im Bereich KfzAntriebstechniken
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KONJUNKTURPROGRAMM 

Kraftpaket  
mit Defiziten

Die Koalitionsspitzen haben 
Anfang Juni ein rund 130 Mil-
liarden Euro umfassendes 

Konjunkturpaket beschlossen. Damit 
sollen der Konsum der Bürger und die 
Wirtschaft insgesamt wieder angekur-
belt werden, die in der Corona-Pande-
mie in eine tiefe Rezession gerutscht 
ist. Man habe versucht „das Beste in 
einer sehr, sehr schweren Situation“ 
zu tun, sagte Bundeskanzlerin Angela 
Merkel nach der Vorstellung des Koa-
litionskompromisses. 

Steuersenkung statt 
Autokaufprämie
Nach den ersten kurzfristigen Hilfen 
in der Corona-Krise (siehe Ausgabe 
2-2020) reichen die Maßnahmen nun 
teils über die Legislaturperiode hin-
aus. Ein „Herzstück“ des Paketes ist 
nach den Worten des CSU-Vorsitzen-
den Markus Söder die Senkung der 
Mehrwertsteuer. Vom 1. Juli an bis zum 

31. Dezember 2020 soll der Steuersatz 
von 19 Prozent auf 16 Prozent und für 
den ermäßigten Satz von 7 Prozent auf 
5 Prozent gesenkt werden. Die zuvor 
strittig diskutierte Kaufprämie für ab-
gasarme Benziner und Dieselautos 
kommt nicht. Vor allem die MIT hatte 
sich hiergegen positioniert: „Entschei-
dend in dieser besonderen Krise ist, 
dass wir branchenübergreifend han-
deln, um unsere mittelständische 
Struktur zu erhalten“, argumentierte 
MIT-Vorsitzender Carsten Linnemann. 
Stattdessen kommen nun höhere 
 Prämien für Elektroautos. 

Bei den Stromkosten sollen die 
Bürger etwas entlastet werden. Dafür 
soll die EEG-Umlage zur Förderung 
von Ökostrom-Anlagen ab 2021 über 
 Zuschüsse aus dem Bundeshaus-
halt abgesenkt werden. Die finanziell 
schwer getroffenen Kommunen und 
die Deutsche Bahn werden mit Mil-
liardenhilfen bedacht. Zudem einigte 

Mehrwertsteuersenkung, Sozialabgabendeckel, 
Verbesserung des Verlustrücktrags:  
Das Konjunkturpaket der Großen Koalition setzt 
viele wichtige Impulse zur Wiederbelebung der 
Wirtschaft. Jetzt braucht es auch den Mut, echte 
Strukturreformen auf den Weg zu bringen. 
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sich die Koalition auf einen Kita-Ausbau und einen 
Kinderbonus von einmalig 300 Euro pro Kind, der 
mit dem Kindergeld ausgezahlt werden soll. 

MIT setzt sich durch
Berücksichtigt werden ferner einige zentrale MIT-
Forderungen. So hat sich die MIT erfolgreich für 
eine Deckelung der Sozialversicherungsbeiträge 
bei maximal 40 Prozent eingesetzt. Damit soll 
eine Steigerung der Lohnnebenkosten verhindert 
werden. Auch der steuerliche Verlustrücktrag 
wird erweitert. Betriebe können damit aktuelle 
krisenbedingte Verluste schon im laufenden Jahr 
mit Gewinnen aus dem Vorjahr verrechnen – das 
stärkt die Liquidität. Im Bereich der Unterneh-
mensinsolvenzen wird, wie von der MIT gefordert, 
ein vorinsolvenzliches Restrukturierungsverfah-
ren eingeführt.

Für besonders getroffene Unternehmen sind 
zudem „Überbrückungshilfen“ im Umfang von 
maximal 25 Milliarden Euro geplant. Damit soll 
eine Pleitewelle bei kleinen und mittleren Firmen 
verhindert werden. Antragsberechtigt sind Un-
ternehmen, deren Umsätze im April und Mai um 
mindestens 60 Prozent im Vergleich zu April und 
Mai 2019 eingebrochen sind und deren Umsatz-
rückgänge von Juni bis August 2020 um mindes-
tens 50 Prozent fortdauern. Erstattet werden bis 
zu 80 Prozent der fixen Betriebskosten, allerdings 
nur bis zu einer Obergrenze von 50.000 Euro pro 
Monat. Die Umsatzrückgänge müssen belegt, 
Überzahlungen erstattet werden. 

Neben einer von der MIT schon lange geforder-
ten  Modernisierung des Körperschaftsteuer-
rechts sind auch stärkere Investitionen in Zu-
kunftstechnologien geplant. Die Mittel für 
Künstliche Intelligenz sollen deutlich erhöht wer-
den. Der Ausbau des neuen Mobilfunkstandards 
5G soll beschleunigt werden, ebenso der digitale 
Wandel in der öffentlichen Verwaltung. Für diese 
Aufgaben sind auch konkrete Milliardenbeträge 
vorgesehen. Deutschland soll zudem bei mo-
dernster Wasserstofftechnik Vorreiter werden. 
Nicht durchsetzen konnte sich die MIT mit zwei 
Langzeit-Forderungen: Weder die ungerechte 
Vorfälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge 
noch der unfaire Solidaritätszuschlag werden ab-
geschafft oder, im Falle des Soli, zumindest 
etwas vorgezogen.

Für besonders getroffene Unter-
nehmen sieht das Konjunkturpaket 
„Überbrückungshilfen“ im Umfang von 
maximal 25 Milliarden Euro vor. mittelstandsmagazin 03|20    1110    mittelstandsmagazin 03|20    
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Maßnahmen helfen dem Mittelstand
Insgesamt begrüßt die MIT aber die Maßnahmen. „Viele 
der Vorschläge werden dem Mittelstand helfen und ihn 
stärken, insbesondere die steuerlichen Maßnahmen und 
die Absenkung der Energiekosten“, sagte Linnemann. Po-
sitiv sei auch, dass trotz der sich abzeichnenden Defizite 
in den Sozialversicherungen Arbeitnehmer und Arbeit-
geber nun wüssten, dass die Sozialbeiträge nicht steigen 

werden. Beim von Wirtschaftsminister Peter Altmaier 
eingebrachten Überbrückungsfonds mahnte Linnemann 
eine schnelle Umsetzung und Nachbesserungen an. „Wir 
müssen bei der Umsetzung darauf achten, dass größere 
Familienunternehmen bis 500 Mitarbeiter und auch meh-
rere Unternehmen eines Eigentümers vom Rettungsfonds 
profitieren. Es ist unbedingt notwendig, unsere mittel-
ständischen Strukturen und Arbeitsplätze zu erhalten“,   
so Linnemann. 

„Kraftpaket und Zeichen von 
Zuversicht“
Wirtschaft und Ökonomen nahmen die 
Maßnahmen überwiegend positiv auf. 
Arbeitgeberpräsident Ingo Kramer 
sprach von einem „Kraftpaket und Zei-
chen von Zuversicht.“ Clemens Fuest, 
Präsident des Wirtschaftsforschungs-
instituts Ifo, lobte, das Paket kombi-
niere „Anreize zur kurzfristigen Bele-
bung des Konsums mit Impulsen für 
öffentliche und private Investitionen 
sowie Unterstützung für kleine und 
mittlere Unternehmen.“ Wie Fuest 
zeigte sich auch der Chef der Wirt-
schaftsweisen Lars Feld erleichtert 
über die fehlende Autoprämie. Er lobte 
besonders die Erleichterung der steuer-
lichen Verlustrückträge für Unterneh-
men, wenngleich noch Detailfragen 
offen seien. Industrie- und Handels-
kammer-Präsident Eric Schweitzer hob 
positiv hervor, dass „es bei zentralen 
Instrumenten einen branchenübergrei-
fenden Ansatz geben soll.“ 

Strukturelle Defizite bleiben
Die in Aussicht gestellten Investitions-
mittel könnten jedoch nur dann einen Fo
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„Entscheidend in dieser besonderen Krise 
ist, dass wir branchenübergreifend handeln, 
um unsere mittelständische Struktur zu  
erhalten.“  Carsten Linnemann, MIT-Vorsitzender

12    mittelstandsmagazin 03|20    12    mittelstandsmagazin 03|20    12    mittelstandsmagazin 03|20    



Die Große Koalition hat sich darauf  
verständigt, vom 1. Juli bis 31. Dezember 
2020 die Mehrwertsteuer zu senken. 

MIT:TITEL

wirksamen Impuls auslösen, wenn die 
Planungsverfahren auch wie geplant 
beschleunigt würden, so Schweitzer. 
Diese strukturelle Perspektive rückt 
auch der Verband der Chemischen 
 Industrie in den Vordergrund. Zwar 
stimmten „Inhalt und Timing des 
 Pakets“, sagte VCI-Geschäftsführer 
Wolfgang Große Entrup. An den struk-
turellen Defiziten des Landes ändere 
sich dadurch aber nichts. „Die Auf-
gabe der Politik, verkrustete Defizite 

für die Wettbewerbsfähigkeit aufzubrechen, ist damit nicht 
vom Tisch. Wir brauchen ein Programm, das dauerhaft 
Wachstum stimuliert und den Standort stärkt.“ Dazu ge-
höre es, „die Unternehmenssteuern auf ein international 
wettbewerbsfähiges Niveau von 25 Prozent zu senken,   
die digitale und klassische Infrastruktur zu optimieren, 
schnellere Genehmigungsverfahren zu etablieren und den 
Bürokratieaufwand für die Unternehmen deutlich zu 
 verringern“. 

Punkte, an denen die MIT weiter ansetzen wird. Zwar 
weist das Paket einige strukturelle Verbesserungen im 
Steuerrecht, Investitionen in digitale Infrastruktur sowie 
die Bürokratieerleichterungen auf. „Hier brauchen wir 
aber auch schnell vorzeigbare Erfolge, damit die Pro-
gramme schon in der Krise wirken und Deutschland wie-
der wettbewerbsfähiger wird“, sagt Linnemann. „Ab-
sichtserklärungen gibt es schon viele, jetzt muss auch 
umgesetzt werden.“ ••

Sie wollen individuelle Sicherheit für Ihr Unternehmen.
Maßgeschneiderte Lösungen, keine überflüssigen Deckungen, persönliche Beratung und ab sofort noch 
attraktivere Konditionen - exklusiv für Mitglieder der MIT.

Jetzt anrufen und vom neuen Rahmenvertrag der MIT profitieren.

AXA Regionalvertretung Oliver Pöpsel
Lippborger Str. 10a, 59510 Lippetal
Tel.: 02923 8607, oliver.poepsel@axa.de

Anzeige

„Die Aufgabe der Politik, verkrustete  
Defizite für die Wettbewerbsfähigkeit  
aufzubrechen, ist damit nicht vom Tisch.“  Wolfgang Große Entrup, VCI-Hauptgeschäftsführer 

Hubertus Struck
Redakteur/CvD
struck@mit-bund.de
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Durch die Corona-Maßnahmen brach für viele Einzelhändler und andere Mittelständler 
von einem Tag auf den anderen die Geschäftsgrundlage weg. Viele von ihnen bewiesen 
Kreativität und Innovationsgeist, um der Krise zu trotzen. Hier stellen wir drei innovative 
Geschäftsleute vor, die aber trotz guter Ideen weiter um ihre Existenz bangen. 

Der Coronahut 
von Hutmacherin 
Nicki Marquardt 
verschafft der Trä-
gerin automatisch 
einen Abstand von 
1,5 Meter.

Nicki Marquardt 
in ihrer Boutique 

in München

KREATIVER MITTELSTAND

Mit Innovation und 
Marketing gegen Corona 

1 Ein Hut teilt etwas mit
Er kann sagen: ,Küss mich‘ oder ,Bleib mir vom Leib‘. 
In Coronazeiten braucht es demnach einen Hut, der 
sagt: bitte Abstand halten.“ Nicki Marquardt weiß, 
wovon sie spricht. Sie ist Hutmacherin und Modis-
ten-Meisterin in München. „Meine Philosophie ist, 
dass es für jeden Kopf und jede Gelegenheit den pas-
senden Hut gibt“, sagt sie. Aber welcher Hut passt 
zu einer Pandemie, die alles auf den Kopf stellt? 

Die Idee mit dem Hut kam ihr schon Mitte März 
zu Beginn der Pandemie. Ihr Ziel: ein Hut mit einem 
Durchmesser von 1,50 Metern. „Natürlich habe ich 
schon große Hüte gemacht, aber das war eine an-
dere Hausnummer.“ Der Hut besteht vor allem aus 
Stroh. Stroh hat zwar eine innere Festigkeit, beim 
ersten Probetragen klappte der Rand des Hutes 

MIT:TITEL
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aber irgendwann herunter. „Damit wurde die Idee 
des Social Distancing ad absurdum geführt“, sagt 
Marquardt und lacht. Die Lösung: Ein Exoskelett, 
mit dem der Hut stabilisiert wird. Zwei Wochen 
lang arbeitete sie zusammen mit einer Mitarbei-
terin an dem Hut. Gekauft wurde er vom Stadt-
museum München.

„Durch Corona ist alles weggebrochen“
„Die Krise hat mein Unternehmen mit voller Wucht 
getroffen“, berichtet Marquardt. Eigentlich sei ihr 
Unternehmen sehr breit aufgestellt. „Wir verkau-
fen an Privatkunden. Wir arbeiten aber auch inter-
national mit Geschäftskunden in den USA, Asien 
und Europa zusammen.“ Sollte es auf einem Markt 
mal schlecht laufen, habe sie sich bislang immer auf 
ihre anderen Standbeine verlassen können. „Durch 
Corona ist aber alles komplett weggebrochen“, so 
Marquardt. Für sie und ihre Mitarbeiterinnen sei die 
Krise eine extreme Belastung gewesen. Sie musste 
ihre Mitarbeiterinnen in Kurzarbeit schicken und 
Soforthilfemaßnahmen beantragen. 

„Ich bin seit 25 Jahren am Markt. Aber die Krise 
hat mich anfangs komplett ausgeknockt. Ich be-
diene eine absolute Nische. Wir stellen Hüte her 
und fertigen alles von Hand hier in Deutschland“, 
so Marquardt. Das macht die Produkte exklusiv und 
den Absatzmarkt klein. Der Coronahut zeige aber, 
warum sie so lange im Geschäft sei: „Wir haben 
Kreativität und Know-how und zeigen, wie man auf 
eine solche Krise reagieren kann.“ Der Hut sei nie 

als dauerhafter Teil des Sortiments ge-
plant gewesen. „Er ist ein Zeichen seiner 
Zeit. Er signalisiert den Menschen: Bitte 
haltet Abstand!“ Er kann die ausgeblie-
benen Umsätze natürlich nicht ersetzen. 
Als Marketingmaßnahme für ihr Ge-
schäft hingegen hat er gut funktioniert. 
Trotzdem blickt Marquardt skeptisch in 
die Zukunft: „Eigentlich bin ich Berufs-
optimistin. Aber ich habe Angst vor dem 
nächsten halben Jahr. Kommt im Herbst 
eine zweite Welle? Das Konsumverhal-
ten ist ebenfalls nicht einschätzbar. Für 
uns kommt das Schlimmste erst noch, 
fürchte ich.“

Das Essen bringt der Omnibus
Christian Löble hat ein Busunternehmen 
in Öhningen-Wangen am Bodensee. 
„Corona war natürlich ein Schock. Es 
war ziemlich schnell klar, dass in nächs-
ter Zeit keine Omnibusse mehr fahren 
dürfen. Daraufhin habe ich meine neun 
Busse abgemeldet“, berichtet er. Doch 

Christian Löble ist Inhaber 
von Löble Reisen. 

Die Autos von Löble Reisen werden 
mit Lebensmitteln beladen
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nur herumsitzen wollte er nicht. „Da kam 
mir die Idee mit dem Lieferservice. Das 
ist für alle Beteiligten eine Win-Win-Si-
tuation. Ich bleibe mit dem Unterneh-
men im Gespräch. Die älteren Menschen 
müssen als Risikogruppe nicht einkaufen 
gehen. Und die Supermärkte sind auch 
froh, wenn weniger Leute gleichzeitig im 
Laden sind.“ 

Anfangs hatte er überlegt, Geld für 
den Lieferservice zu verlangen, sich dann 
aber schnell dagegen entschieden: „Das 
hätte negativ wirken können, nach dem 
Motto: Der Löble versucht Geld aus der 
Krise zu schöpfen.“ Jetzt zahlt jeder das, 
was ihm das Angebot wert ist. Seine Fix-
kosten kann er damit nicht decken. Das 
sei aber auch in Ordnung. „Das Ziel war 
nicht Umsatz, sondern Werbung. Ich 
kenne einen anderen Busunternehmer. 
Der fährt jetzt manchmal mit dem Bus 
am Bahnhof vorbei, damit die Leute das 
Unternehmen noch wahrnehmen. Ich lie-
fere eben Lebensmittel aus.“ 

Berufsverbot vom Staat
Auf die Regierung ist er nicht gut zu 
sprechen: „Der Staat hat mir de facto ein 
Berufsverbot erteilt. Stattdessen soll ich 
Soforthilfen und Kurzarbeit beantragen. 
Die Behörden sehen, wie viele Mitarbei-
ter ich habe und wie hoch meine Fixkos-
ten sind. Wenn der Staat mir ein Berufs-
verbot erteilt, kann er mir das Geld auch 
direkt überweisen.“ Auch hat er das Ge-
fühl, der Staat habe seine Branche ver-
gessen.

Die ersten drei Monate der Krise 
seien machbar gewesen, doch nun 
werde es schwerer. „Das Problem ist: 
Wann fahren die Leute, vor allem die 
Älteren, wieder mit dem Bus? Norma-
lerweise ist für mich jetzt Hochsaison. 
Aber sämtliche Buchungen wurden 

storniert und es kommen auch keine neuen Buchungen 
mehr rein“, so Löble. Theoretisch darf er seit dem 15. Juni 
wieder fahren. Da die Buchungen bislang ausbleiben, ist 
er sich aber nicht sicher, ob er seinen Fuhrpark überhaupt 

wieder anmelden soll. Seine größte Sorge ist eine zweite 
Welle im Herbst: „Dann ist das Herbstgeschäft dahin und 
im Winter könnten die Skigebiete geschlossen werden.“ 
Die Nachfrage nach seinem Lieferdienst nimmt momen-
tan stark ab. „Die Leute wollen raus, das merkt man. 
Selbst Risikogruppen gehen wieder selbst einkaufen“, 
berichtet Christian Löble. 

„Die Leute wollen raus, das merkt man. Selbst Risikogruppen 
gehen wieder selbst einkaufen.“ Christian Löble
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3 Der digitale Buchladen
Der stationäre Buchhandel hätte zu den Gewinnern 
der Coronakrise zählen können. Der Internetriese 
Amazon beschloss zu Beginn der Pandemie, sich 
weitgehend aus dem Buchhandel zurückzuziehen. 
Haushaltswaren und Sanitätsartikel waren gefragt 
und Amazon brauchte seine Logistik- und Lager-
kapazitäten um die Nachfrage stillen zu können. 
Doch die Buchläden durften nicht öffnen. „Dass 
wir den Laden schließen müssen, haben wir drei 
Tage vorher erfahren“, berichtet Katrin Schmidt, 
Inhaberin der Buchhandlung Lesezeichen in Ger-
mering. Vor allem die ersten Tage des Lockdowns 
seien komisch gewesen. „Wir saßen in dem leeren, 
geschlossenen Laden. Ein paar Kunden haben ange-
rufen, aber sonst ist nicht viel passiert.“ So kamen 
sie und ihre Mitinhaberin Helen Hoff auf die Idee, 
Videoberatungen für die Kunden anzubieten. „Wir 
haben Flyer gedruckt. Die haben wir in Geschäften, 
die noch öffnen durften, ausgelegt“, sagt Schmidt. 
Schon zuvor seien sie in den sozialen Netzwerken 
aktiv gewesen, um ihren Buchladen zu bewerben. 
Auch Bestellungen via WhatsApp hätten sie schon 
vor der Krise entgegengenommen. „Dieses Ange-
bot wollten wir ausbauen und als Service zusätz-
lich noch Videoberatungen anbieten. Wir waren 
dann jeden Tag von zehn Uhr morgens bis zehn 
Uhr abends beschäftigt. Wir haben mit den Leuten 
kommuniziert, sie zurückgerufen, Videotermine 
vereinbart und kurze Filme über Bücher gedreht“, 
berichtet sie. 

„Mehr auf die Mittelständler hören“ 
Das Angebot wurde von der Kundschaft sehr gut 
aufgenommen. Doch so schön die Möglichkei-
ten der digitalen Kommunikation sind, für Katrin 
Schmidt und Helen Hoff bedeuten sie einen er-
heblichen Mehraufwand. „Wir haben nur einen 
Bruchteil des Umsatzes mit dem dreifachen Auf-
wand generiert“, sagt Schmidt. Da die Bücher nur 
noch auf Rechnung ausgeliefert wurden, musste 
für jedes Buch eine Rechnung geschrieben werden. 
„Wir hatten sehr viele Rechnungen für unter zehn 
Euro. Jeder, der einen eigenen Betrieb hat weiß, wie 
schlecht sich das rechnet und wie hoch die Bank-
gebühren sind“, erklärt sie. „Wir haben die Bücher 
persönlich mit dem Auto oder dem Fahrrad ausge-

liefert, da die Post zu langsam war. Das 
kostete zusätzlich Benzin und Arbeits-
zeit.“ Der Einzelhandel habe seine Stär-
ken nun mal nicht in der Logistik. „Dann 
hätten wir eine Halle auf der grünen 
Wiese und würden unsere Angestellten 
schlecht bezahlen“, witzelt sie unter An-
spielung auf den großen Online-Konkur-
renten. Wenn ein Einzelhändler seine An-
gestellten auch die Ware ausliefern lasse, 
entstünden hohe Kosten.

Katrin Schmidt sitzt für die CSU im 
Stadtrat von Germering. „Ich möchte die 
Entscheidungen, die Bundes- und Lan-
despolitik in der Krise treffen mussten, 
nicht selbst treffen müssen. Aber es wäre 
großartig, mehr auf die Leute zu hören, 
die es betrifft. Und zwar nicht nur auf die 
Großunternehmen, sondern auch auf die 
Mittelständler“, sagt sie. Aus ihrer Sicht 
sind die aktuellen Zugangsbeschränkun-
gen für Geschäfte immer noch zu strikt. 
„So wird das Konjunkturpaket seine Wir-
kung nicht entfalten. Die Kunden wollen 
nicht zum Einkaufen anstehen.“ ••
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Die Inhaberinnen der Buchhandlung Lesezeichen in Germering 
bei München, Helen Hoff (links) und Katrin Schmidt

Nicht erst seit der Krise nehmen viele Händler ihre  
Bestellungen über digitale Dienste wie WhatsApp entgegen.

Micha Knodt
Volontär
knodt@mit-bund.de

mittelstandsmagazin 03|20    1716    mittelstandsmagazin 03|20    

MIT:TITEL MIT:TITELMIT:TITEL



Ab 2021 sollen Werkverträge nach 

dem Willen der Bundesregierung in der 

Fleischwirtschaft verboten werden. Für 

die Unternehmen stellt das Verbot ein 

großes Problem dar. Und auch andere 

Branchen fürchten, dass ihnen dieses 

wichtige Instrument der Arbeitsteilung 

verloren gehen könnte. 
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FLEISCHWIRTSCHAFTFLEISCHWIRTSCHAFT

Steht der Werkvertrag 
vor dem Aus? 

Werkverträge sind ein 
wichtiger Bestandteil der 
arbeitsteiligen deutschen 

Wirtschaft. Doch nun sollen sie für die 
Schlachtindustrie verboten werden. 
Sollte der Gesetzentwurf von Bundes-
arbeitsminister Hubertus Heil (SPD) 
vom Bundestag beschlossen werden, 
dürften Schlachthöfe künftig nur noch 
mit direkt bei ihnen angestellten Be-
schäftigen arbeiten. Die Zusammen-
arbeit mit Subunternehmen wäre ver-
boten. Kleine Fleischereien sollen von 
dem Gesetz ausgenommen werden. 

Dass ein vom Gesetzgeber vorgese-
hener Vertragstypus für eine einzige 
Branche verboten wird, wäre neu. In 
der Fleischwirtschaft stößt die Ent-
scheidung der Bundesregierung auf 
Widerstand und Unverständnis. Heike 
Harstick, Hauptgeschäftsführerin des 
Verbands der Fleischwirtschaft, unter-
streicht die Wichtigkeit der Werk-
verträge: „Viele Unternehmen in der 
Branche sind von Werkverträgen ab-
hängig. Sie finden vor Ort nicht genü-
gend Mitarbeiter und sind selbst nicht 
in der Lage, diese im europäischen 
Ausland anzuwerben.“ Werkverträge 
seien zudem keine Besonderheit dieser 
Branche. „90 Prozent der deutschen 
Unternehmen arbeiten in unterschied-
lichem Ausmaß mit diesem Instru-
ment“, sagt Harstick. 

Missstände in den Schlachthöfen
Auch wenn es nicht allein die Fleisch-
wirtschaft ist, die Werkverträge ein-
setzt, ist sie doch maßgeblich für den 
schlechten Ruf der Werkverträge ver-
antwortlich. Immer wieder gab es in 
den vergangenen Jahren Berichte über 

schlechte Arbeitsbedingungen in der 
Branche. Die Betroffenen kommen 
häufig aus Osteuropa und arbeiten 
über einen Subunternehmer bei deut-
schen Fleischverarbeitern. Sie werden 
nach Mindestlohn bezahlt. Immer wie-
der wurden jedoch Fälle öffentlich, in 
denen vom Lohn Wohnkosten, Kosten 
für Arbeitskleidung, Werkzeuge oder 
Fahrtkosten zur Arbeitsstätte abge-
zogen wurden. In extremen Fällen 

erhielten Arbeitnehmer am Ende des 
Monats einen Lohn von rund 700 Euro. 
Auch wurden Arbeitszeiten teils über-
schritten. 

Dass die Werkverträge nun verbo-
ten werden, geschah aber vor allem 
unter dem Eindruck mehrerer Corona-
fälle in Schlachtbetrieben. Immer wie-
der gab es Ausbrüche in Schlachthöfen. 
Betroffen waren meist Mitarbeiter, die 
über einen Subunternehmer angestellt 
sind. Albert Stegemann ist im Bundes-
tag Vorsitzender der Arbeitsgruppe 
für Ernährung und Landwirtschaft der 
Unionsfraktion. „Ich empfinde die ge-
samte Diskussion als Katastrophe. Das 
war ein Wunsch der SPD“, erklärt er. 
Nun bestehe die Gefahr, dass durch 
das Verbot das Instrument der Arbeits-
teilung verloren gehe. 

Auch Gitta Connemann, stellvertre-
tende CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende 
im Bundestag und Co-Vorsitzende 

der MIT-Kommission Landwirtschaft 
und Ernährung, teilt diese Sorge: „Wer 
Werkverträge verbietet, greift massiv in 
die unternehmerische Freiheit ein. Dazu 
gehört das Recht, eine Leistung selbst 
zu verbringen oder fremd zu vergeben. 
Die Fleischindustrie wäre nur der An-
fang. Andere Branchen werden folgen.“ 

Das wäre durchaus im Sinne der 
SPD. Deren Fraktionschef Rolf Mütze-
nich sagte dem Redaktionsnetzwerk 

Deutschland: „Wir kümmern uns jetzt 
um die Fleischindustrie. Aber das Ziel 
ist klar: Ich will, dass der Missbrauch von 
Leih- und Werkverträgen in allen Be-
reichen der Wirtschaft verboten wird.“ 
Die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeber (BDA) kritisiert die Pläne: 
„Es ist inakzeptabel, wenn Verstöße und 
Mängel von einzelnen Unternehmen 
in bestimmten Branchen missbraucht 
werden, um erfolgreiche Instrumente 
unserer Wirtschaftsordnung, wie Werk-
verträge, abzuschaffen.“ Neben verein-
zeltem unternehmerischem Fehlverhal-
ten sei auch staatliches Kontrollversagen 
mitverantwortlich für die Fehlentwick-
lungen in der Fleischindustrie. „Werk-
verträge sind notwendige und flexible 
Vertragsgestaltungen, die Arbeitsplätze 
sichern, und die Grundlage zahlreicher 
Branchen, die ihre Wertschöpfung beim 
Kunden erbringen“, so die BDA. Ein  
generelles Verbot von Werkverträgen 

„Wer Werkverträge verbietet, greift massiv 
in die unternehmerische Freiheit ein.“ Gitta Connemann

mittelstandsmagazin 03|20    1918    mittelstandsmagazin 03|20    

MIT:TITEL



20    mittelstandsmagazin 03|20    

sei ein fragwürdiger Eingriff in die  
durch das Grundgesetz geschützte 
Berufsfreiheit.  

Versorgungsauftrag während 
der Pandemie
Für die Fleischbranche ist das Verbot 
der Werkverträge unter dem Eindruck 
der Coronafälle in der Branche doppelt 
ärgerlich. Sarah Dhem ist Geschäfts-
führerin eines Wurstwaren-Unter-
nehmens im Landkreis Cloppenburg 
in Niedersachsen und Präsidentin des 
Bundesverbands der Fleischwarenin-
dustrie. Sie betont: „Als systemrele-
vante Branche mussten wir unserem 
Versorgungsauftrag gerecht werden, 
ungeachtet des bundesweit angeord-
neten Shutdowns.“ Wegen des erhöh-
ten Infektionsrisikos hätten die Be-
triebe viele Maßnahmen ergriffen, um 
die Mitarbeiter zu schützen.

Dennoch war es in mehreren 
Schlachtbetrieben zu großen Ausbrü-
chen unter den Arbeitern gekommen. 
„Wir müssen da ganz klar etwas än-
dern. Es nervt mich einfach, dass es 
die Branche nicht schafft, Ordnung 
reinzukriegen“, sagt Dhem. „Immer 
wieder machen einzelne schwarze 
Schafe uns mittelständischen, ordent-
lich arbeitenden Betrieben das Leben 
schwer.“ Wer Werkverträge einsetze, 
müsse aber trotzdem die Verantwor-
tung für die Mitarbeiter übernehmen: 
„Missbrauch von Werkverträgen darf 
nicht sein.“

Eine Einschätzung, die Unions-
fraktionsvize Connemann teilt: „Lei-
der drängt sich der Eindruck auf, dass 
Corona-Ausbrüche in einzelnen Be-
trieben als Vorwand genutzt werden, 
um ein Verbot von Werkverträgen 
herbeizuführen“, sagt die Bundestags-
abgeordnete. Werkverträge seien aber 
nicht das eigentliche Übel. „Es geht 
um die Arbeitsbedingungen. Und die 
können bei jedem Vertragstyp, wie 
auch beim Arbeitsvertrag, schlecht 
sein“, findet Connemann.

Sarah Dhem betont, dass das Ver-
bot von Werkverträgen nicht nur 
Schlachthöfe, sondern auch Wurstwa-
renproduzenten treffen würde: „Auch 

verarbeitende Betriebe nutzen Werk-
verträge, um beispielsweise Saison-
spitzen abdecken zu können.“ Dazu 
käme die angespannte Personalsitua-
tion: „Unsere Branche hat das große 
Problem, dass wir keine Leute finden. 
Wir können eben nicht mit den Gehäl-
tern der Automobil- oder der IT-Bran-
che mithalten. Beim Handy guckt kein 
Mensch auf den Preis, beim Essen aber 
wird gespart.“ Wichtig sei, dass man 
kein „Fleisch-Bashing“ betreibe, wenn 
es um Arbeitsbeziehungen gehe. „Die-
ses Thema muss unabhängig davon 
diskutiert und gelöst werden“.

Verbraucherakzeptanz trotz 
hoher Preise?
Problematisch ist darüber hinaus, dass 
ein Verbot der Werkverträge nur deut-
sche Unternehmen betreffen würde. 
Während ihre Produkte teurer werden 
dürften, blieben die Preise für Produkte 
aus dem EU-Ausland gleich. Das heißt: 

Jede Regulierung, die zu Mehrkosten für 
die deutschen Produzenten führt, birgt 
die Gefahr, dass Betriebe schließen müs-
sen oder ins Ausland abwandern. Sollte 
das Werkvertragsverbot tatsächlich 
kommen, ließe sich die Abwanderung 
oder Schließung hiesiger Betriebe aus 
Sicht von Branchenkennern nur durch 
eine höhere Verbraucherakzeptanz ver-
hindern: Der Verbraucher müsste sich 
bewusst für regionale oder nationale 
Produkte entscheiden. 

Gitta Connemann bezweifelt, dass 
eine höhere Akzeptanz ausreicht, um 
die Betriebe in Deutschland zu halten: 
„Bei einem Verbot von Werkverträgen 
in der Fleischindustrie werden Betriebe 
abwandern müssen.“ Es fehle schlicht 
an Arbeitskräften. „Momentan kann 
dies durch die Vergabe von Leistungen 
an Dritte ausgeglichen werden. Wenn 
diese Möglichkeit wegfällt, werden 
hier Standorte dicht machen.“ Da-
durch werde das Problem nicht gelöst, 
sondern verschärft. „Im Europäischen 
Ausland liegen die Sozial- und Hygie-
nestandards unter denen von uns in 
Deutschland“, so Connemann.

Für Albert Stegemann ist das Verbot 
der Werkverträge eine Überreaktion. 
Das heißt aber nicht, dass er keinerlei 
Handlungsbedarf sieht: „Ich bin schon 
der Meinung, dass wir bei der GSA 
Fleisch nachschärfen müssen. Der Buß-
geldrahmen sollte beispielsweise ange-
hoben werden.“ Für den CDU-Politiker 
ist aber ein anderer Punkt wichtiger: 
„Ein Arbeitnehmer aus dem EU-Ausland 
hat die gleichen Rechte wie ein deut-
scher Arbeitnehmer.“ Dieses Wissen sei 
jedoch bei vielen nicht vorhanden. „Wir 
wollen den Rechtsstaat, den wir haben, 
auch umsetzen. Durch Aufklärung und 
Bildung müssen wir die Mündigkeit 
der Arbeitnehmer stärken“, sagt Ste-
gemann. Das sei für ihn letztendlich die 
Bedingung für den freien, aufgeklärten 
Bürger, der das Leitbild der CDU und 
der MIT ist. ••

Micha Knodt
Volontär
knodt@mit-bund.de

Werkvertrag 

Im Rahmen eines Werkvertrages 
verpflichtet sich ein Unternehmen 
zur Erbringung einer Leistung. Die 
Leistung kann dabei sowohl die 
Produktion oder Herstellung einer 
Sache als auch die Erbringung von 
Dienstleistungen umfassen. Das 
bestellende Unternehmen hinge-
gen verpflichtet sich zur Vergütung 
dieser Leistung. Dabei spricht man 
auch vom Werklohn. Gerade in 
Branchen mit einem großen Nied-
riglohnsektor sind Werkverträge 
ein beliebtes und wichtiges Instru-
ment. Auch in Branchen, die ihren 
Bedarf an Arbeitnehmern nicht am 
heimischen Arbeitsmarkt decken 
können, kommen sie häufig zum 
Einsatz. Zu diesen Branchen zählen 
unter anderem die Logistik, Ge-
sundheit und Pflege sowie die Bau-
wirtschaft. Auch in der Fleischwirt-
schaft spielen Werkverträge eine 
große Rolle. Doch hier sollen sie ab 
2021 verboten werden, wenn ein 
entsprechender Gesetzentwurf 
von Bundesarbeitsminister  
Hubertus Heil so vom Bundestag 
beschlossen wird. 
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Nach der gescheiterten Kauf prämie für 
Verbrenner fürchtet die neue Präsiden-
tin des Verbandes der Automobilindus-
trie (VDA), Hildegard Müller, dass  
Politik und Gesellschaft die Dramatik 
der Krise unterschätzen. Sie sieht 
Deutschlands Gesellschaftsmodell in 
Gefahr. Im Interview mit Mittelstands-
magazin-Chefredakteur Thorsten  
Alsleben spricht das MIT-Mitglied über 
die Rettungspakete der Regierung,  
weitergehende Reformen und die  
Zukunft der Autobranche. 

„Ich beobachte eine 
große Entfremdung 
zwischen Politik und 
Wirtschaft“

VDA-CHEFIN HILDEGARD MÜLLER IM INTERVIEW
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Frau Müller, Sie sind von der 
Politik in die Wirtschaft  
gewechselt. Haben Sie in  

Ihrer jetzigen Rolle das Gefühl,  
dass Politik die Bedürfnisse der 
Wirtschaft richtig versteht?
Müller: Leider beobachte ich eine gro-
ße Entfremdung zwischen Wirtschaft 
und Politik, an deren Überwindung 
beide Seiten arbeiten sollten. Ich bin 
dennoch davon überzeugt, dass unser 
Land am Anfang der Corona-Krise 
klug gehandelt hat. Wir haben durch 
eine sehr verantwortliche Politik die 
dramatischen gesundheitlichen Kon-
sequenzen der Corona-Pandemie, wie 

es sie in anderen, auch europäischen, 
Ländern gibt, vermeiden können. Zu-
dem wurde im Hinblick auf die Liqui-
ditätshilfen schnell und entschlossen 
gehandelt. Das war möglich aufgrund 
des jahrelangen wirtschaftlichen 
Wachstums und funktionierender So-
zialsysteme. Jetzt geht es um die 
grundlegenden Fragen, wie wir uns in 
unserem Land künftig aufstellen, ein-
hergehend mit der aktuellen Krise: 
vom Bürokratieabbau bis zu den pas-
senden Rahmenbedingungen für un-
ternehmerisches Handeln. Welche 
 Bedeutung hat die Industrie mit ihrem 
großen Mittelstand? Welchen Ord-
nungsrahmen setzt die Politik?

Also interpretiere ich das so, dass 
Ihrer Ansicht nach die Politik nicht 
immer versteht, was die Wirtschaft 
eigentlich bräuchte?
Mich treibt die Sorge um, ob Politik 
und Öffentlichkeit wirklich schon ver-

standen haben, wie dramatisch die 
Krise ist, vor der die Wirtschaft und 
damit unser Land steht. Deutschland 
wird durch sein starkes Sozialsystem 
und das besondere Instrument der 
Kurzarbeit derzeit noch von den 
schlimmen Folgen der Rezession ge-
schützt. Wenn die Wirtschaft aller-
dings jetzt nicht wieder in Gang kommt 
– natürlich stets unter Berücksichti-
gung des Gesundheitsschutzes –, dann 
werden auch wir dramatische Szenen 
erleben. Mitten in Europa stehen 
Menschen wieder für Lebensmittel 
an. Das ist in Deutschland alles Gott-
seidank noch nicht der Fall. Doch 
wenn jetzt nicht bald wieder in die  
Sozialsysteme eingezahlt wird, wenn 
aus Kurzarbeit nicht wieder reguläre 
Arbeit wird, sondern Millionen Men-
schen arbeitslos werden sollten, dann 
steht unser Gesellschaftsmodell in-
frage. Arbeitsplätze, die jetzt zum 
 Beispiel im industriellen Mittelstand 
verlorengehen, werden mit großer Si-
cherheit nicht wieder in Deutschland 
entstehen. Es geht aber nicht nur um 
Deutschland: Europa ist noch nicht 
wieder im Tritt. Insofern kommt der 
deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
eine besondere Rolle zu. Maßnahmen, 
die erst 2021 greifen, kommen für 
 weite Teile der Unternehmen und ihre 
Beschäftigten viel zu spät.
 
Im aktuellen Konjunkturprogramm 
der Großen Koalition ist die von 
Ihnen erhoffte Autoprämie aus
geblieben, dafür gibt es andere  
Maßnahmen: Elektroprämie, Lade
infrastruktur, Zuschüsse für neue  
Antriebstechniken. Sind Sie  
enttäuscht oder zufrieden?
Wir stellen die Frage, ob das Paket 
weit genug greift. Es wird zwar mit 
über 130 Milliarden Euro in 57 Einzel-
maßnahmen ein Riesenvolumen in die 
Hand genommen. Nicht alles davon 
ist aber konjunkturell ausreichend 
wirksam. Natürlich ist es richtig, dass 
Krisen auch als Chancen gesehen wer-
den müssen. Und es ist auch wichtig, 

Transformationen zu unterstützen. 
Aber bezogen auf uns: Elektro- und 
Hybridfahrzeuge zum Beispiel decken 
bei uns nur knapp zehn Prozent des 
Neuwagenmarktes ab. Allein mit einer 
Elektroprämie wird daher kein breiter 
Konjunkturimpuls entstehen. Ich 
glaube, dass die Probleme der vielen 
mittelständischen Unternehmen mit 
dem Konjunkturpaket nicht ausrei-
chend berücksichtigt werden.
 
Aber helfen Verbesserungen wie der 
steuerliche Verlustrücktrag nicht 
auch Ihrer Branche?
Doch, aber in der geplanten Dimensi-
on hilft das eher den noch kleineren 
Unternehmen, nicht den Mittelständ-
lern insgesamt. Fünf bis zehn Millio-

„Branchen, die  
aktuell kaum  
Umsätze machen,  
hilft keine Mehrwert
steuer senkung.“
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die Autoprämie war oder waren Sie 
darüber verärgert?
Es gab andere Stimmen, auch von re-
nommierten Ökonomen, die die Posi-
tion der MIT nicht geteilt haben. Ich 
hätte mir eine noch intensivere De-
batte um das Für und Wider dieses 
Instruments gewünscht. Ich unter-
stütze viele Forderungen der MIT, 
aber aus der aktuellen Krise kommen 
wir meines Erachtens nicht ohne zu-
sätzliche Impulse, die gezielt die Kon-
junktur anreizen. Eine gestaffelte Prä-
mie, wie von uns vorgeschlagen, hät-
te hier wirken können. Deshalb wäre 
es fair gewesen, wenn die Kritiker die 
tatsächliche Wirkung zum Beispiel 
der Abwrackprämie 2008/2009 zur 
Kenntnis genommen hätten. Sie war 
ein erfolgreiches Instrument. Der oft 
zitierte angebliche Vorzieheffekt 
fand so wie behauptet nicht statt, in 
der Summe wurden mehr Autos abge-
setzt, das hat auch dem Klimaschutz 
geholfen. Deutschland hat damals 

mit dieser Entscheidung die Krise 
überwunden und Beschäftigung gesi-
chert. Die Prämie hat auch gerade 
deutschen Herstellern und Zuliefe-
rern geholfen. Ein Großteil der Ausga-
ben kam übrigens über steigende 
Mehrwertsteuereinnahmen schnell 
wieder zurück an den Staat. Etwas hat 
mich aber noch mehr bestürzt: Natür-
lich wurden Fehler gemacht und Ver-
trauen ging verloren. Wir haben das 
verstanden, nehmen die Themen 
ernst und arbeiten daran. Pauschale 
Vorwürfe gegen unsere Industrie 
treffen aber viele Unternehmen, die 
regional verantwortungsvolle und in-
novative Arbeitgeber sind, völlig zu 
Unrecht. 

Was würden Sie sich denn jetzt nach 
den Rettungspaketen an strukturellen 
Reformen noch wünschen? Was 
braucht Deutschland, um wettbe
werbsfähiger zu werden?
In dieser Frage sind VDA und MIT 
ganz einer Meinung: Die Innovations-
kraft am Standort Deutschland muss 
gestärkt werden. Darüber ist schon 
viel zu lange nur geredet worden. In-
vestitionen in Infrastruktur, Digitali-
sierung, Vernetzung – das sind alles 
Punkte, die in Deutschland insgesamt 
kommen müssen. Wenn man sich an-
sieht, wie groß die Defizite in der öf-
fentlichen Verwaltung sind, digital zu 
arbeiten, dann ist das für ein Land wie 
Deutschland ein Armutszeugnis. Auch 
der 5G-Ausbau ist für ein modernes 
Industrieland nicht ausreichend. Nun 
gilt es, endlich loszulegen, denn Lip-
penbekenntnisse haben wir genug ge-
habt. Neben der Stärkung der Innova-
tionskraft ist für mich ein freier und 
fairer Welthandel genauso wichtig. 

Die protektionistischen Tendenzen in 
vielen Ländern bereiten mir ebenso 
Sorgen wie die Tatsache, dass die alte 
Achse Europa-USA nicht mehr richtig 
funktioniert. Deshalb ist die Stärkung 
des freien Welthandels eine wichtige 
Aufgabe, und ich würde mich freuen, 
wenn auch die MIT dies stärker betont.
 
Heißt das konkret, dass man nicht 
vorsichtiger sein sollte bei Investi
tionen, die zum Beispiel aus China 
kommen, die jetzt die verzerrte 
Marktlage nutzen, um hier günstig 
einzukaufen?
Die Corona-Krise zeigt, dass wir die 
Effizienz unserer Lieferketten insge-
samt überprüfen müssen. Maßstab 

nen Euro mehr Verlustrücktrag sind 
selbst für viele mittelständische Zulie-
ferbetriebe wahrscheinlich schon zu 
wenig. Ich hätte mir gewünscht, dass 
wir das Instrument flexibler und groß-
zügiger handhaben.
 
Und die Mehrwertsteuersenkung?
Natürlich hilft die zeitlich befristete 
Mehrwertsteuersenkung. Wir haben 
als erste Branche erklärt, dass wir die 
Mehrwertsteuersenkung in vollem 
Umfang an unsere Kunden weiterge-
ben. Ich bin aber nicht sicher, dass das 
in allen Branchen so sein wird. Meine 
Sorge hier ist, dass wir mit der Gieß-
kanne ein Problem angehen, das in 
den Branchen unterschiedlich ausge-
prägt ist. Branchen, die aktuell kaum 
Umsätze machen, hilft keine Mehr-
wertsteuersenkung. Umfragen unter 
unseren Zulieferern zeigen aber, dass 
die Lage vielfach dramatisch ist und 
wir ohne einen Konjunkturimpuls mit 
Entlassungen und sogar Insolvenzen 
rechnen müssen.
 
Konnten Sie denn als MITMitglied 
nachvollziehen, dass Ihre MIT gegen 

„Ich würde mir wünschen, dass die Krisen der 
Zukunft nicht mehr so gemanagt werden, dass 
wir in Europa wieder Grenzen schließen.“

Interview per Videoschalte: VDA-Prä-
sidentin und MIT-Mitglied Hildegard 
Müller im Homeoffice in Düsseldorf mit 
Mittelstandsmagazin-Chefredakteur 
Thorsten Alsleben in der MIT-Bundes-
geschäftsstelle in Berlin.
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dafür ist aber nicht weniger, sondern 
mehr Europa. Wir sollten uns mehr da-
rüber Gedanken machen, wie wir in 
solchen Krisen die Grenzen offenhal-
ten. Ich würde mir wünschen, dass die 
Krisen der Zukunft nicht mehr so ge-
managt werden, dass wir in Europa 
wieder Grenzen schließen. Wir haben 
gespürt, wie wichtig ein funktionie-
render Warentransport ist. Das 
scheint mir klüger zu sein als zu über-
legen, Produktion aus Werken in 
Norditalien zurückzuholen. Die inter-
nationale Arbeitsteilung und Wert-
schöpfung bleiben extrem wichtig, 
besonders innerhalb der EU, aber 
auch global. Im Hinblick auf den Welt-
handel kommt die tektonische Ver-
schiebung zwischen Asien, Europa 
und den USA hinzu. Damit wird das 
Selbstbewusstsein Chinas gestärkt, 

weltweit politisch und wirtschaftlich 
eine Rolle spielen zu können. Gleich-
zeitig bleibt das Land ein ganz wichti-
ger Absatzmarkt für uns. Ein Großteil 
unseres Wachstums und Wohlstandes 
in Deutschland und der EU liegt im 
Absatz in China begründet. Deshalb 
wäre es wichtig gewesen, auf dem lei-
der verschobenen EU-China-Gipfel 
konkrete Fortschritte beim freien und 
fairen Welthandel zu erzielen. Ich hof-
fe, dass die Gespräche bald nachge-
holt werden können.
 
Sollte man jetzt angesichts der Krise 
und der Verwerfungen bei den Klima  
vorgaben ein bisschen defensiver 
 rangehen und die Standards runter
schrauben? 
Wir bekennen uns zum Pariser Klima-
schutzabkommen und zu den Ver-
pflichtungen, die wir eingegangen 
sind. Entscheidend ist, dass jetzt nicht 
neue Belastungen und zusätzliche Er-

wartungen hinzukommen. Leider fehlt 
im Vorschlag zum Green Deal der EU 
ein Hinweis, sich auf die beschlosse-
nen Maßnahmen zu beschränken. Die 
aktuellen Diskussionen auf EU-Ebene 

gehen zudem leider in die falsche 
Richtung. Im Wiederaufbauplan der 
Europäischen Kommission wird, glau-
be ich, nur zweimal das Wort „Indust-
rie“ erwähnt, aber über 60 mal der 
 Begriff „Green Deal“. Dies zeigt mir, 
dass dort die Dramatik des wirtschaft-
lichen Einbruchs in der EU noch nicht 
verstanden wurde. Für den VDA hatte 
ich zu einem frühen Zeitpunkt darauf 
hingewiesen, dass ein Belastungsmo-
ratorium ein wichtiges Signal wäre: 
Wir halten alle Klimaziele ein, aber 
neue Belastungen können wir voraus-
sichtlich erst schultern, wenn wir wie-
der aus der Krise heraus sind. Mit 
Blick auf die Innovationsfähigkeit der 
Industrie gilt: Wenn die Wirtschafts-
kraft fehlt, kann Transformation nicht 
stattfinden.
 
Der Autoindustrie wird vorgeworfen, 
trotz aller Vorgaben zu spät auf 
 klimafreundliche Antriebe gesetzt zu Fo
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haben. Wie lange wird es Diesel und 
Benziner überhaupt noch geben? 
Die Antwort mag überraschen: Ich se-
he moderne Verbrenner als Teil der 
Lösung. Wir brauchen den optimalen 
Mix an Technologien. Die Automobil-
industrie investiert in den nächsten 
Jahren über 50 Milliarden Euro in neue 
Antriebe und über 25 Milliarden in die 
Digitalisierung – das ist ein starkes 
Transformationssignal. Aber die Chan-
ce, auch im modernen, effizienten und 
schadstoffarmen Verbrenner einen 
Teil der Lösung zu sehen, wird nicht 
ausreichend berücksichtigt. Ich denke 
zum Beispiel an E-Fuels oder an Was-
serstofftechnologien. Hier ist es ja 
nun doch noch gelungen, einen Kabi-
nettsbeschluss herbeizuführen. Zur-
zeit sind über 85 Prozent der neu zu-
gelassenen Autos in Deutschland Ver-
brenner und nur knapp zehn Prozent 
sind Elektroautos. Welche Gründe hat 
das? Sicherlich ist das Angebot an E-
Fahrzeugen ein Grund, aber es gibt in-
zwischen über 60 Modelle von deut-
schen Herstellern. In den nächsten 
drei Jahren werden knapp 100 Model-
le dazu kommen. Das ist eine enorme 
Modelloffensive. Ein Grund für die 
derzeitige Kaufzurückhaltung liegt 
aber auch in der fehlenden Lade-
infrastruktur. Verbrauchervertrauen 
kommt nur, wenn Kunden das Gefühl 
haben, sie können sich mit ihren Fahr-
zeugen frei bewegen – ohne Reichwei-
tenangst. Leider wird diese Diskussion 
fast nur aus der Sicht der Städter ge-

„Wenn die Wirtschaft jetzt nicht wieder  
in Gang kommt, werden wir dramatische 
Szenen erleben.“

MIT:INTERVIEW
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dern erschwert die notwendige Mobi-
lität unnötig. Wir brauchen einen 
verkehrsträgerübergreifenden An-
satz, eine ganzheitliche Diskussion. 
Wenn gleichzeitig Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren schneller wer-
den, hilft das bei der schnelleren Um-
setzung.

Bei mancher politischen Diskussion 
habe ich den Eindruck, dass  Mobilität 
der Zukunft nur in Berlin im Prenz-
lauer Berg stattfindet. Dabei reicht ein 
Blick ins Umland, um zu  erkennen, 
dass öffentlicher Personennahverkehr 
bei weitem nicht flächendeckend vor-
handen ist. Ich möchte im Übrigen 
nicht in einer Gesellschaft leben, in 
der es bei der Mobilitätswahl keine 
freie Konsumentenentscheidung mehr 
gibt. Wer gerne sein Auto nutzt, soll 
dies auch in Zukunft können. 
 
Jetzt kommen wir zu unseren tradi
tionellen JaNeinFragen. Sie haben  
einen Joker. Wird die deutsche 
 Autoindustrie in fünf Jahren besser 
dastehen als vor der CoronaKrise?
Ja.

Wird es in zehn Jahren mehr CO2
neutrale Antriebe auf Deutschlands 
Straßen geben als Diesel und  
Benziner?
Nein.
 
Werden Sie als VDAPräsidentin  
noch das selbstfahrende Auto in  
Serienproduktion erleben?
Ja.
 
Können Sie sich zumindest  
theoretisch vorstellen, wieder in  
die Politik zu gehen?
Hier ziehe ich den Joker, ich weiß, zu 
was solche Diskussionen führen.
 
Und dann noch eine Satzvervoll
ständigung: „Mein absolutes  
Traumauto … “
… war mein erstes Auto. Ein von mei-
nen Eltern geschenkter Wartburg De-
luxe mit Katalysator in meinen Stu-
dentenzeiten. Der hat in Düsseldorf 
schon ziemliches Aufsehen erregt.Fo

to
s:

 M
IT

führt, und nicht aus der Sicht der 
Menschen in ländlichen Regionen. 
 
Warum bietet die Autoindustrie 
selbst nicht mehr klimafreundliche 
Alternativen an? 
Der moderne, saubere und effiziente 
Diesel Euro-6d ist ein großer Beitrag 
zum Klimaschutz und zur Reduktion 
von Stickoxidemissionen. Hier gibt es 
große Erfolge, die auch das Umwelt-
bundesamt anerkennen muss. Das ist 
bislang in der Diskussion viel zu kurz 
gekommen. Diese Punkte wollen wir 
noch stärker kommunizieren, denn 
Aufklärungsarbeit ist notwendig. Ste-
reotype helfen uns nicht weiter, und 
Kritiker des Diesels sollten einen Fak-
tencheck vornehmen. Ich habe mir 
fest vorgenommen, hier offensiver zu 
werden.
 
Wie sieht denn der Verkehr der Zu
kunft aus? Wird es in zehn, 20 Jahren 
überhaupt noch Individualverkehr 
geben wie heute? 
Ich glaube, dass Verkehr sich drama-
tisch verändern wird, aber Individual-
verkehr auch in Zukunft eine große 
Rolle spielt. Zehn, 20 Jahre sind für 
Infrastrukturentwicklungen verhältnis-
mäßig kurze Zeiträume. Natürlich 
müssen wir uns die Frage stellen, wie 
die Überlastung des Verkehrs in gro-
ßen Städten verhindert werden kann. 
Einfache Verbote helfen dabei aber 
nicht. Ebenso wenig können kurzfris-
tig eingerichtete Fahrradwege auf der 
Straße das Problem lösen, weil der ob-
jektiv vorhandene Mobilitätsbedarf 
der Menschen auf diese Weise nicht 
gedeckt werden kann. Das mag im 
Sommer für Fahrradfahrer schön sein, 
für Pendler ist es keine Lösung, son-

„Pauschale Vorwürfe gegen unsere  
Industrie treffen viele Unternehmen, die 
regional verantwortungsvolle und  
innovative Arbeitgeber sind, völlig zu  
Unrecht.“

Hildegard Müller (52) ist seit Februar Präsi-
dentin des Verbandes der Automobilindustrie 
(VDA) und vertritt damit die Interessen der 
umsatzstärksten Branche Deutschlands. Sie 
war von 1998 bis 2002 Bundesvorsitzende 
der Jungen Union und engagierte sich einige 
Jahre als stellvertretende Landesvorsitzende 
der MIT Nordrhein-Westfalen und im MIT-
Bundesvorstand. Die Diplom-Kauffrau arbei-
tete zunächst als Abteilungsdirektorin der 
Dresdner Bank und zog 2002 in den Deut-
schen Bundestag ein. Von 2005 bis 2008 
war sie Staatsministerin im Bundeskanzler-
amt. Anschließend wechselte sie als Haupt-
geschäftsführerin zum Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW). Von 
Mai 2016 bis Oktober 2019 war sie Netzvor-
stand des Energieversorgers Innogy.

MIT:INTERVIEW
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Was sind Anleihen?
Anleihen (engl. Bonds) gehören neben 
Aktien zu den wichtigsten Anlageklas-
sen auf den weltweiten Börsenplät-
zen. Unternehmen und Staaten kön-
nen sich über solche Instrumente Geld 
beschaffen. Während Aktien handel-
bare Anteile an einem Unternehmen 
darstellen, handelt es sich bei Anlei-
hen um kleingestückelte Kredite: An-
leger leihen einem Staat oder einem 
Unternehmen für einen bestimmten 
Zeitraum Kapital und erhalten dafür 
Zinsen. Anleihen von Unternehmen 
heißen Unternehmensanleihen, An-
leihen von Staaten heißen Staatsan-
leihen. 

EUROPÄISCHE GELDPOLITIK

Warum kauft 
die EZB Staats

anleihen?

Gegenüber einem Bankkredit 
haben Anleihen den Vorteil, dass der 
Emittent, also der Staat oder das Un-
ternehmen, keine zusätzlichen Sicher-
heiten bereitstellen muss. Am Ende 
der Laufzeit zahlt der Emittent dem 
Inhaber der Anleihe den eingezahlten 
Betrag wieder zurück. Während die 
Höhe der Verzinsung festgelegt ist, 
kann der Kurs der Anleihe schwanken.

Geldpolitik der EZB
Im Euroraum sind die jeweiligen na-
tionalen Zentralbanken – hierzulande 
die Deutsche Bundesbank – und als 
oberste EU-Behörde die Europäische 
Zentralbank (EZB) für die Geldpolitik 

Das Bundesverfas-
sungsgericht hat die 
milliardenschweren 
Staatsanleihekäufe 
der Europäischen 
Zentralbank für teil-
weise verfassungs-
widrig erklärt. Was 
bezweckt die EZB 
mit ihren Kaufpro-
grammen, wie funk-
tionieren Staats-
anleihen und was 
bedeutet das Urteil 
für den Euroraum? 
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anleihen in die Hand nehmen. Anfang 
Juni sattelte die EZB noch einmal auf: 
aus 750 Milliarden Euro werden nun 
1,35 Billionen Euro. 

Das neue Programm enthält zudem 
eine wesentliche Änderung. Bislang 
galt die Regel, dass die EZB höchstens 
ein Drittel der ausstehenden Anleihen 
eines Staates kaufen darf. Das soll für 
PEPP nicht mehr gelten. Es ist deshalb 
wahrscheinlich, dass auch das neue 
Programm angefochten wird. 

Wie geht es weiter?
Sowohl EZB-Direktorin Isabel Schna-
bel als auch Präsidentin Christine La-
garde bekräftigten, dass nur der EuGH 
rechtlich für die EZB und ihr Handeln 
zuständig sei. Die Bundesbank habe 
sich nach den geldpolitischen Be-
schlüssen im Euroraum zu richten. EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von 

der Leyen kündigte sogar an, ein Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen 
Deutschland zu prüfen.

Damit steckt die Bundesbank in 
einer Zwickmühle: Entweder sie ver-
stößt zukünftig gegen das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts oder 
gegen ihre Verpflichtungen im Rah-
men der europäischen Geldpolitik. Da-
rüber steht die grundsätzliche Frage, 
ob europäisches Recht immer Vorrang 
vor nationalem Recht haben muss 
(siehe auch Pro und Contra, S. 28).  
Solange diese Frage offen bleibt, wird 
der angeheizte Streit um die EZB-An-
leihekäufe nur in die nächste Runde 
gehen.  ••

zuständig. Ihr oberstes Ziel ist es, die 
Preise im Euro-Raum stabil zu halten. 
Dazu soll die Inflationsrate auf mittlere 
Sicht nahe, aber unter zwei Prozent ge-
halten werden. So wie die Regulierung 
des Leitzinses ist der Kauf von Anleihen 
ein geldpolitisches Instrument. 

Indem die EZB den nationalen Ban-
ken Staatsanleihen abkauft, steigt die 
im Umlauf befindliche Geldmenge. 
Das treibt sowohl die Konjunktur als 
auch die Inflation an. Für die EZB bie-
tet sich das gerade jetzt an, da der 
Leitzins und die Inflation ohnehin 
niedrig sind. Fallende Preise können 
Unternehmen und Verbraucher ver-
leiten, Investitionen aufzuschieben. 
Das kann die Konjunktur bremsen. 
Im Mai lagen die Verbraucherpreise 
im Euroraum nur noch um 0,1 Prozent 
höher als ein Jahr zuvor. In diesem Jahr 
dürfte die Teuerung gerade einmal 0,3 
Prozent betragen.

Staaten und Unternehmen profi-
tieren zudem davon, wenn die EZB als 
Großeinkäufer ihrer Wertpapiere am 
Markt auftritt. Sie müssen dann nicht 
so hohe Zinsen bieten und kommen 
günstiger an frisches Geld. Nach den 
EU-Verträgen ist es der EZB allerdings 
untersagt, selbst Wirtschaftspolitik zu 
betreiben. Das ist vorrangig Aufgabe 
der Mitgliedsstaaten. Eindeutig gere-
gelt ist auch das „Verbot monetärer 
Staatsfinanzierung“. Heißt: Die EZB 
darf nicht die Haushalte überschulde-
ter EU-Staaten retten. 

Illegale Staatsfinanzierung?
Unter anderem diesen Vorwurf erho-
ben die Kläger um den früheren CSU-
Bundestagsabgeordneten Peter Gau-
weiler und den Finanzwissenschaftler 
Markus C. Kerber. Zwar urteilte das 
Bundesverfassungsgericht Anfang Mai 
nun, dass eine „offensichtliche Umge-
hung des Verbots monetärer Staatsfi-
nanzierung noch nicht festgestellt wer-
den kann.“ Die milliardenschweren 
Anleihekäufe der EZB seit 2015 seien 
dagegen kompetenzwidrig ergangen. 
Bundesregierung und Bundestag hät-
ten Grundrechte verletzt, indem sie 
nicht dagegen eingeschritten seien. 

MIT:ERKLÄRT

„Obwohl die EZB Staatsanleihen aller Euro
staaten kauft, ist das Ankaufprogramm […] 
ein Programm zur finanziellen Unterstüt
zung der überschuldeten Staaten.“

„Obwohl die EZB Staatsanleihen 
aller Eurostaaten kauft, ist das An-
kaufprogramm der Sache nach ein 
Programm zur finanziellen Unterstüt-
zung der überschuldeten Staaten“, 
kommentierte Gauweiler den Richter-
spruch. Politiker würden dadurch an-
geleitet, zusätzliche Schulden auf Kos-
ten Dritter zu machen. „Sie werden 
durch die EZB-Politik um dreistellige 
Milliardenbeträge ‚entlastet‘, während 
den deutschen Sparern die Nullzinspo-
litik bereits weit über 200 Milliarden 
gekostet hat“, so Gauweiler.

In den Jahren 2015 und 2018 hatte 
die EZB für rund 2,6 Billionen Euro 
Staatsanleihen und andere Wertpa-
piere gekauft. Den Großteil machte 
das „Public Sector Purchase Pro-
gramme“ (PSPP) aus, auf das sich das 
Urteil bezieht. Zum 1. November 2019 
wurde das Programm in geringerem 

Umfang neu aufgelegt. Die Verfas-
sungsrichter stellten sich mit ihrem 
Urteil gegen den Europäischen Ge-
richtshof (EuGH). Dieser hatte das 
Kaufprogramm im Dezember 2018 
abgesegnet. Nach dem Karlsruher 
Urteil darf sich die Deutsche Bundes-
bank künftig nur unter bestimmten 
Bedingungen am PSPP beteiligen. Die 
Bundesregierung hat nun bis zum 5. 
August Zeit, die EZB zu einer Überprü-
fung des Kaufprogramms zu bewegen.

Bedeutung in der Coronakrise
Die aktuellen Notprogramme der EZB 
in der Coronakrise klammerten die 
deutschen Verfassungsrichter in ihrem 
Urteil ausdrücklich aus. Die Zentral-
bank reagierte prompt: Sie kündigte 
an, über ein zusätzliches Kaufpro-
gramm (PEPP) weitere 750 Milliarden 
Euro für Staats- und Unternehmens-

Hubertus Struck
Redakteur/CvD
struck@mit-bund.de
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Die Europäische Union ist mehr als ein 
Verbund souveräner Nationalstaaten. 
Sie ist ein politischer Akteur und eine 
Rechtsgemeinschaft, deren Rechts-
ordnung neben den nationalen Rechts-
ordnungen steht. Das Unionsrecht be-
ansprucht in allen Mitgliedstaaten der 
EU einheitliche Geltung und einen An-
wendungsvorrang gegenüber entgegen-
stehendem nationalem Recht. Dass es 
im Einzelfall Kollisionen zwischen Uni-
onsrecht und nationalem Recht geben 
kann, ist keine deutsche Besonder-
heit. Grundsätzlich stimmen der 
Europäische Gerichtshof und 
das Bundesverfassungsgericht 
darin überein, dass in einem 
solchen Fall das Europarecht 
Vorrang genießt. Die Betonung 
liegt auf „grundsätzlich“. Denn wie 
das EZB-Urteil zeigt, sind Ausnahmen 
von diesem Grundsatz möglich. Dies 
schafft im konkreten Fall für Bundestag 
und Bundesregierung ein Dilemma. Sie 
müssen darauf hinwirken, dass eine un-
abhängige europäische Institution die 
von den deutschen Richtern verlangte 
Verhältnismäßigkeitsprüfung vorlegt. 
Andernfalls darf sich die deutsche Bun-
desbank nicht länger an dem Ankauf-
programm beteiligen. Der Anwendungs-
vorrang des Unionsrechts ist von großer 
Bedeutung, denn es sichert seine Wirk-

samkeit. Schließlich verfolgt die EU das, 
was viele eine europäische Gemeinwohl-
konzeption nennen. Ohne den Anwen-
dungsvorrang und die damit verbundene 
einheitliche Wirkung des Unionsrechts 
würde dieser Anspruch ins Leere laufen. 
Könnten nationale Gerichte über die 
Gültigkeit von Unionsrecht entscheiden, 
entstünde ein Flickenteppich an Regelun-
gen, der letztendlich die Arbeitsfähigkeit 
der Union gefährdet. Die Grenzen, die 
das Bundesverfassungsgericht in seinem 

Urteil aufgezeigt hat, sind bewusst 
sehr eng gesteckt. Die sogenannte 

Ultra-vires-Kontrolle ist eine 
Ausnahme, die Vertragsände-
rungen oder Kompetenzaus-
weitungen durch die Hintertür 

verhindern soll. Allerdings muss 
in diesem Zusammenhang deutlich 

gesagt werden, dass diese Kompetenz 
zurückhaltend ausgeübt werden sollte, 
um die europäische Idee und Rechtssi-
cherheit aufrechtzuerhalten.

Dennoch haben nationalistische 
Kreise in Polen und Ungarn leider be-
gonnen, das Verfassungsurteil als Steil-
vorlage für ihre eigenen Interessen zu 
missbrauchen und versuchen, unter 
falscher Bezugnahme auf Karlsruhe 
europäische Gerichtsentscheidungen 
infrage zu stellen. Dem kann und darf 
sich der Rechtsstaat nicht beugen. ••

Sollte europäisches Recht immer  
Vorrang vor nationalem Recht haben?

Europäische Idee und Rechtssicherheit erhalten

In dieser  Rubrik lassen wir Mitglieder der MIT zu Wort kommen.  
Die Beiträge geben ihre persönliche Meinung wieder.

PRO & CONTRA

PROGunther Krichbaum (56) ist 
seit 2002 Mitglied des Deutschen 
Bundestages und dort Vorsitzender 
des Ausschusses für Angelegen-
heiten der Europäischen Union.
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Mit dem Urteil zu den milliardenschweren Staats-
anleihekäufen der Europäischen Zentralbank 
stellte sich das Bundesverfassungsgericht gegen 
eine Entscheidung des Europäischen Gerichts-
hofes. Das Urteil löste eine heftige Debatte aus. 
Hat das oberste deutsche Gericht mit seinem  
EZB-Urteil eine Grenze überschritten?

Das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts hat für Furore gesorgt. In der 
Fachwelt stößt es indes auf Zustim-
mung, wird doch die zentrale Argumen-
tation des Urteils nicht nur als valide, 
sondern auch als geboten betrach-
tet: Mit dem Kauf von Staatsanleihen 
verfolgt die EZB ein rein währungs-
politisches Ziel, ohne dies gegen die 
wirtschaftlichen und sozialen Folgen 
des Programms für nahezu alle Bür-
ger abzuwägen. Das Bundesverfas-
sungsgericht qualifizierte dabei die 
EZB-Beschlüsse sowie ein ent-
sprechendes Urteil des Euro-
päischen Gerichtshofs (EuGH) 
als „Ultra-vires“ – kurz: als 
Kompetenzüberschreitung. 
Mit ausführlicher Begründung 
sieht es den Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit eklatant verletzt, da 
die tatsächlichen Auswirkungen des 
währungspolitisch getriebenen Staats-
anleihekaufs auf die Wirtschaftspolitik 
vollständig ausgeklammert würden. 
Das oberste deutsche Gericht mahnt 
damit demokratische und rechtsstaat-
liche Prinzipien an, die auch auf euro-
päischer Ebene Geltung beanspruchen 
– ohne damit seinerseits Kompetenzen 
zu überschreiten: Denn das Verhältnis 
von EuGH und Bundesverfassungs-
gericht ist nicht etwa von Über- oder 

Unterordnung, sondern von Koopera-
tion auf Augenhöhe geprägt. Es gehört 
seit jeher zum Selbstverständnis Karls-
ruhes, auch gegenüber EU-Recht die 
Befugnis zur „Letztkontrolle“ zu haben. 
Auch als überzeugte Europäer sollten 
wir darüber froh sein.

Ja, die EU ist eine Rechtsgemein-
schaft. Aber sie ist eben „nur“ ein 
Staatenverbund, kein Bundesstaat. 
Die demokratische Legitimation der 
EU geht von den Mitgliedstaaten aus, 

die ihrerseits Herr über die Ver-
träge sind. Die europäischen 

Organe, auch der EuGH, sind 
bloß ihr Hüter. 

In diesen Tagen hört man 
oft als Argument: „Das Ge-

meinschaftsrecht geht grund-
sätzlich vor.“ Dieser Satz ist rich-

tig – wenn man ihn richtig versteht. 
Denn im juristischen Kontext bedeutet 
„grundsätzlich“ eben anders als in un-
serem Sprachgebrauch nicht „immer“, 
es bedeutet streng genommen nicht 
einmal „meistens“. Sondern „grund-
sätzlich“ bedeutet, es gibt einen Regel-
fall und zu diesem gibt es Ausnahmen 
und abweichende Fallgestaltungen, 
die rechtlich anders zu beurteilen sind. 
Kompetenzüberschreitung durch EU-
Organe dürfte eindeutig eine solche 
abweichende Fallgestaltung sein. ••

Europäische Kompetenzüberschreitung

Ihre Meinung zählt

Stimmen Sie mit ab auf der MIT-Web-
seite! Unter www.mit-bund.de/ 
mitmachen/umfrage können Sie 
Ihre Meinung zum aktuellen Pro und 
Contra äußern. Über das Abstim-
mungsergebnis informieren wir im 
MIT:NEWSLETTER. Sollten Sie  diesen 
noch nicht erhalten, können Sie ihn 
unter www.mit-bund.de/newsletter 
kostenlos abonnieren.

CONTRA Andrea Klieve (47) ist Rechts-
anwältin und Unternehmerin aus 
Essen. Sie ist Mitglied im Bundes-
vorstand der MIT. 
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EUCheck
Irrwitzige Verordnung oder sinnvolle Richtlinie? In  
dieser Rubrik bewerten unsere EU-Experten des PKM 
Europe regelmäßig neue EU-Vorhaben. 

Grüne Taxonomie ohne Bürokratie
Mit der Taxonomie schafft die EU das grüne 
Label, den höchsten globalen Standard für  

Investitionen in nachhaltige ökonomische Aktivi-
täten. Die Europäische Volkspartei konnte durch-

setzen, dass keine „braune Liste“ geführt wird, die klima-
schädliche Geschäftsaktivitäten kennzeichnet. Zudem wird 
es keine soziale Taxonomie geben, die zu höheren Büro-
kratielasten geführt hätte. Der Mittelstand ist nicht direkt 
betroffen, denn die zur KMU-Finanzierung essentiellen 
 Unternehmenskredite bleiben außen vor. Erst börsenno-
tierte Unternehmen mit mehr als 500 Mitarbeitern müssen 
Einnahmen und Kapitalausgaben für umweltfreundlichen 
Aktivitäten offenlegen.

Verkleinerung der CarbonLeakageListe 
Für die nächste CO2-Handelsperiode ab 2021 
wurde die Carbon-Leakage-Liste bereits von 

175 auf 63 Sektoren gekürzt. In der Liste stehen 
Unternehmen, die Zertifikate für den EU-Emissionshandel 
kostenlos erhalten. Doch die Kommission macht mit dem 
Rotstift nicht Halt und will auch staatliche Entschädigungen 
für stromintensive Nutzer beim Emissionshandel  weiter 
einschränken. Für die von der Coronakrise gebeutelten 
mittelständischen Industriebetriebe sind die hohen 
Strompreise kaum noch bezahlbar. Das erhöht die Gefahr, 
dass energieintensive Industrie aus der EU in Länder mit 
geringeren CO2-Vorgaben abwandert. Dann ginge die 
Wirtschaftstätigkeit in der EU zurück, ohne dass der  
CO2-Ausstoß global gesehen sinken würde und ohne dass 
man den Pariser Klimavorgaben näherkommt.

Die Jury
Markus Ferber (CSU) und Dr. Markus  
Pieper (CDU) sind Mitglieder  
des Europäischen Parlaments und  
Sprecher des Parlamentskreises  
Mittelstand Europe

EU-Finanzierung

Die MIT steht zur europäischen Soli-
darität mit besonders unter der Coro-
nakrise leidenden EU-Ländern. Ein 
möglicher EU-Wiederaufbaufonds 
darf nach Ansicht des MIT-Präsidiums 
aber nur unter strengen Bedingungen 
kommen. Unter anderem müsse eine 
EU-Haftungsgemeinschaft ausge-
schlossen werden. Die europäischen 
Verträge dürften nicht verletzt wer-
den. Risiken für nationale Haushalte 
müssten von den jeweiligen Parla-
menten gebilligt werden. Der Wieder-
aufbaufonds dürfe nur Zukunfts-
investitionen unterstützen, wie zum 
Beispiel der Ausbau digitaler Netze, 
einer Verkehrs- und Energieinfrastruk-
tur. Zudem müsse der Wiederaufbau-
fonds inhaltlich und zeitlich auf die 
Corona-Krise begrenzt werden. 

Wiederaufbaufonds nur 
unter Bedingungen
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Schon im Februar hat sich gezeigt, 
dass die Grundrente nicht wie geplant 
zum 1. Januar 2021 umsetzbar ist. Die 
Corona-Krise erschwert die Personal-
situation bei der Rentenversicherung 
weiter und auch die Finanzierung wird 
schwieriger. „Wir sollten uns ehrlich 
machen: Die Grundrente wird bis auf 
weiteres nicht kommen“, sagt MIT-
Vorsitzender Carsten Linnemann mit 
Blick auf den vorgelegten Gesetzent-
wurf. Dieser sei in der Form nicht  
zustimmungsfähig. MIT-Vize Jana 
Schimke macht deutlich: „Die Grund-
rente ist verfassungswidrig, nicht  
finanziert und in der jetzigen wirt-
schaftlichen Lage nicht vertretbar. 
Eine schlechte Kombination, die ich 
nicht für tragbar halte.“

Grundrente nicht 
zustimmungsfähig

MIT:INSIDE

§

D
igitalisierungsprogram

m

Schulen und Kitas schnell öffnen

Die MIT hat sich frühzeitig für eine schnelle Öffnung von Schulen, Kinder-
gärten und Kitas ausgesprochen. Bis Mitte Mai müsse es professionelle  
Beschulungs- oder Betreuungsangebote für alle Schulkinder und einen 
Großteil der Kita-Kinder geben, forderte das MIT-Präsidium Ende April. 
Diese Angebote sollten „schrittweise, aber möglichst mit klarer Perspektive“ 
und unter Beachtung des Gesundheitsschutzes hochgefahren werden.  
„Wir vernachlässigen die Sorge von Millionen Eltern, die an ihre Arbeits-
plätze zurückkehren wollen, aber nicht können“, sagte MIT-Vize Jana 
Schimke. Betreuung, Beschulung und das Arbeiten im Homeoffice müssten 
unter einen Hut gebracht werden. Das MIT-Präsidium sprach sich für ein 
Digitalisierungsprogramm für die Schulen aus. Jeder Schüler müsse im  
laufenden Schuljahr ein Tablet oder Notebook als Leihgabe bekommen.
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Reisebeschränkungen

Lufthansa
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Die MIT begrüßt die von der  Bundes-
regierung beschlossene Öffnung der 
Grenzen zu den europäischen Staaten 
zum 15. Juni. Der MIT-Bundesvorstand 
hatte zuvor Bundesinnenminister Horst 
Seehofer aufgefordert, die Grenzen der 
Bundesrepublik Deutschland für alle 
geschäftlichen und privaten Reisen wie-
der zu öffnen. Angesichts der Infekti-
onslage und der Prognosen gebe es kei-
nen Grund dafür, die schädlichen und 
nicht mehr nachvollziehbaren Reisebe-
schränkungen aufrechtzuerhalten. Die 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Kollateralschäden seien bereits heute 
enorm und müssten unbedingt durch 
unverzügliches Handeln reduziert werden, 
so der MIT-Beschluss.

Die MIT und der Verband „Die Jungen 
Unternehmer“ haben angesichts der 
Corona-Krise schnelle Anpassungen 
der Restrukturierungs- und Insolvenz-
verfahren gefordert. Die Überschul-
dung als Insolvenzgrund müsse 
 abgeschafft, die positive Fortfüh-
rungsprognose an die Krise angepasst 
und die EU-Restrukturierungsrichtli-
nie schnell umgesetzt werden. Zudem 
solle es ein Sonder-Insolvenzverfahren 
geben, mit dem unverschuldet in  
Not geratene Betriebe in einer Art 
„Winterschlaf“ die Krise überdauern 
können.

Die MIT begrüßt, dass ein bestimmender 
Staatseinfluss bei der Lufthansa-Rettung ver-
hindert werden konnte. Die SPD wollte dem 
Bund durch eine Beteiligung am Stammkapi-
tal von 25 Prozent plus einer Aktie Einfluss 
auf die Geschäftspolitik sichern. Die MIT 
hatte sich in einem Beschluss des Bundes-
vorstands dagegen gewandt. Begründung: 
Die Lufthansa war vor Corona ein gesundes, 
profitables Unternehmen. Oberstes Ziel 
müssten daher die Stabilisierung und der  
Erhalt der Lufthansa als systemrelevanter 
Bestandteil der Verkehrsinfrastruktur sein, 
so der MIT-Vorstandsbeschluss. Der Staat 
dürfe aber aufgrund der finanziellen Hilfen 
keinen Einfluss auf das operative Geschäft 
oder die strategische Ausrichtung der Luft-
hansa nehmen. Aus Sicht der MIT ist es  
essenziell, dass das finanzielle Engagement 
des Staates schnellstmöglich beendet wird. 
Die Hilfe des Staates solle sich im Wesent-
lichen auf Kredite und stille Beteiligungen  
beschränken. Boni oder Dividenden dürften 
in dieser Zeit nicht gezahlt werden. Im  
Gegenzug solle der Staat auch an künftigen 
Gewinnen beteiligt werden. Sollte der Bund 
über den Wirtschaftsstabilisierungsfond  
Aufsichtsratsmandate beanspruchen,  
müssten diese von unabhängigen Experten 
und nicht von Politikern oder Beamten  
besetzt werden.

Grenzen unverzüglich öffnen

Sonder-InsolvenzrechtStaatsbeteiligungen 
zeitig zurückfahren
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Bundesvorstand

Medienstaatsvertrag

Die MIT lehnt jede weitere Besteuerung von  
Vermögen, auch in Form einer einmaligen Ver-
mögensabgabe zur Finanzierung der Coronakrise, 
ab. Gerade die Krise habe noch einmal gezeigt, 
dass eine starke Eigenkapitalbasis eine Voraus-
setzung ist, um die bewährten mittelständischen 
Strukturen, um Arbeitsplätze und Innovations-
kraft zu erhalten, so der Vorstandsbeschluss.  
In weiteren Beschlüssen befasste sich der Bun-
desvorstand mit der Versorgungssicherheit in  
der Energiewende, der EU-Medizinprodukte- 
Verordnung, der EU-Verhältnismäßigkeits-
richtlinie für Berufsreglementierungen sowie   
mit der 13. Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes.

Die MIT hat die Ministerpräsidenten aufgefordert, die  
beschlossene Erhöhung der Rundfunkbeiträge zurückzuneh-
men. Die vor der Coronakrise geplante Erhöhung um 86 Cent 
von 17,50 Euro auf 18,36 Euro sei aufgrund der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Lage nicht mehr vertretbar, so der MIT-Bun-
desvorstand. Wenn die Zahler sich einschränken müssten,  
dürften die Empfänger keine Zuwächse erwarten. Die MIT hat 
sich bereits auf dem 14. Bundesmittelstandstag im September 
2019 gegen eine Erhöhung der Rundfunkbeiträge ausgespro-
chen. Außerdem soll der öffentlich-rechtliche Rundfunk eine 
Aufgabenkritik sowie einer Strukturreform unterzogen werden, 
weil Aufgaben und Strukturen nicht mehr in die aktuelle Zeit 
anpassen. Die MIT will in diesem Jahr ein Reformkonzept  
erarbeiten.

MIT lehnt Vermögensabgaben ab

MIT gegen Erhöhung des Rundfunkbeitrags
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Die fünf größten MIT/MU-Kreisverbände 
(31.05.2020)

Verbände mit dem größten absoluten Zuwachs
 (31.03.2020 – 31.05.2020)

Verbände mit dem größten relativen Zuwachs 
 (31.03.2020 – 31.05.2020)

Landkreis Leipzig (Sachsen)
Kreisvorsitz: Kay Ritter

Biberach (Baden-Württemberg)
Kreisvorsitz: Florian Steidele

+24 % +15 %

Dachau (Bayern)
Kreisvorsitz: Christine Unzeitig

+13 %
MitgliederNEUZuwachs

Rhein- 
Kreis-Neuss 

(Nordrhein-Westfalen) 

451 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Stefan Arcularius

Meppen
(Niedersachsen) 

402 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Reinhard Winter

M
itgliederstatistik

Paderborn
(Nordrhein-Westfalen) 

579 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Ulrich Lange

Fulda  
(Hessen) 

580 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Jürgen Diener

Vechta 
(Niedersachsen) 

866 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Werner Lübbe

Stormarn (Schleswig-Holstein)
Kreisvorsitz: Bernd Hengst

+8 %

Potsdam
(Brandenburg)
Kreisvorsitz: 
Ferdinand Fiedler

+7 %

Rhein-Kreis-Neuss
(Nordrhein-Westfalen)
3 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Stefan Arcularius

3
4

6 Wolfenbüttel
(Niedersachsenn)
6 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Holger  
Bormann

Biberach
(Baden-Württemberg)
4 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Florian Steidele

Landkreis Leipzig
(Sachsen)
4 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Kay RitterDachau

(Bayern)
4 Neumitglieder
Kreisvorsitz: 
Christine Unzeitig4 4
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Joe Chialo (49) gründete 2009 die 
Airforce1.TV Music GmbH mit dem 
Schwerpunkt Künstler-Management. 
Nach einigen Zwischenstationen hob 
er drei Jahre später das Musiklabel 
Airforce1 Records als Joint Venture 
mit Universal Music Central Europe 
aus der Taufe. Dort hat er Künstler wie 
Santiano, The Kelly Family und Ben 
Zucker unter Vertrag. Im April 2020 
gründete er zusammen mit Universal 
Music Africa das Joint-Venture-Label 
Afroforce1 mit Sitz in Johannesburg. 
Joe Chialo verantwortet in seiner Posi-
tion als Executive Vice President A&R 
Universal Music Central Europe & Af-
rica die Identifizierung und den Auf-
bau von Künstlern des afrikanischen 
Kulturraums sowie deren weltweite 
Vermarktung.

… weil die Musik und Kreativwirt
schaft als emotionaler Puls und Takt
geber unserer Gesellschaft von essen
tieller Bedeutung ist und sowohl in der 
CDU als auch im Mittelstand einen 
entsprechenden Platz finden muss.“

Inga Storck (25) studierte dual Wein-
bau und Oenologie am Weincampus in 
Neustadt (Hochschule Ludwigshafen). 
Während der Ausbildung arbeitete sie 
in Weingütern in Rheinland-Pfalz, im 
Südburgenland (Österreich) und in 
Südengland. 2015 absolvierte sie eine 
einjährige Fortbildung zur Kultur- und 
Weinbotschafterin. 

Während ihres Studiums enga-
gierte sie sich ehrenamtlich als pfälzi-
sche Weinkönigin und deutsche Wein-
prinzessin und nahm für die Winzer im 
In- und Ausland repräsentative Aufga-
ben war. Seit 2018 ist sie im Vertrieb 
eines Pfälzer Weingutes tätig. Storck 
ist Mitglied des Kreistages und des 
Gemeinderates in ihrer Heimat sowie 
stellvertretende Kreisvorsitzende der 
CDU Donnersberg.

… der Mittelstand das Fundament der 
deutschen Gesellschaft ist.“

Markus Mader (43) arbeitet seit seinem 
Studium beim Maschinen- und Anla-
genbauer Voith. 2003 wurde er kauf-
männischer Leiter in der Division Voith 
Turbo für die Einheit Busantriebe im 
Automotive-Umfeld. 2008 nahm er als 
Vice President Supply Chain Manage-
ment und Controlling die Verantwor-
tung für Einkauf, Lieferantenqualität 
und Wertanalyse. Ab 2014 zeichnete er 
dann als CFO für den Anlagenbau des 
weltweiten Papiermaschinengeschäf-
tes von Voith Paper verantwortlich. 
Seit 2018 ist er Mitglied der Geschäfts-
führung von Voith Hydro und zuständig 
für Finanzen und Controlling. Neben 
seiner beruflichen Tätigkeit engagierte 
sich Mader 18 Jahre in der Kommunal-
politik als Ratsmitglied seiner Heimat-
gemeinde Dürrlauingen. 

Joe Chialo
Musikexperte,
MIT Berlin-Mitte

Inga Storck
Winzerin
MIT Nordwestpfalz

Die MIT ist mit rund 25.000 Mitgliedern der stärkste und einflussreichste parteipolitische Wirtschaftsverband in  Deutschland.  
In unserer Vereinigung ist jeder willkommen, der die ordnungspolitischen Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft schätzt. In dieser  
Rubrik stellen wir mit jeder Ausgabe drei unserer Neumitglieder vor. Mehr Infos zur Mitgliedschaft: www.mitbund.de/mitgliedschaft

„Ich bin neu in der MIT, weil …
… weil die Soziale Marktwirtschaft 
das Rückgrat sowohl für die Unter
nehmen als auch die Gesellschaft in 
Deutschland ist.“

Markus Mader
Executive Vice President & CFO
MIT Heidenheim

N
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